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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt und die Un-
sicherheit über die langfristige Finanzierbarkeit 
sind die Hauptursachen, die gesetzliche Renten-
versicherung für Arbeitnehmer zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung auszubauen. Um dies ange-
messen einschätzen zu können, haben wir ein 
Diskussionspapier in Auftrag gegeben. Hierin wird 
den Fragen nachgegangen, wie durch präventive 
und integrative Politik der Schutz besonders be-
dürftiger Erwerbstätigengruppen gewährleistet 
werden kann, aber auch, wie eine generelle Stabi-
lisierung des Rentensystems erreichbar ist:

Bei den sogenannten neuen Solo-Selbststän-
digen und geringfügig Beschäftigten steht das 
Schutzbedürfnis im Vordergrund, da bei ihnen 
beim Ausscheiden aus dem Erwerbsleben Alters-
armut droht. Bei der Integration anderer Erwerbs-
tätigengruppen wie Beamten und Politikern ist 
vielmehr der Gedanke zentral, wie die Altersvor-
sorge im Hinblick auf Leistung und Finanzierung 
zukunftssicher gemacht werden kann. Da dies 
 allein durch Beiträge sozialversicherungspfl ich-
tiger Arbeitnehmer nicht erreichbar ist, muss die 
Integration weiterer Erwerbstätiger erfolgen. 

Durch die intensivere Auseinandersetzung 
mit den sogenannten neuen Solo-Selbstständigen 
und geringfügig Beschäftigten wurde deutlich, 
dass es neben diesen noch eine ganze Reihe ande-
rer Arbeitnehmergruppen gibt, denen später ein-
mal Altersarmut droht. Deshalb haben wir die 
Fragestellung im Verlauf unserer Diskussionen um 
zusätzliche Gruppen erweitert, wie z.B. auf lang-

jährig Versicherte mit unterdurchschnittlichem 
Einkommen.

Es stellte sich im Verlaufe der Diskussionen 
heraus, dass die Strukturen und Funktionen des 
Rentensystems immer stärker selbst in den Vor-
dergrund rückten. Schon bei der Integration von 
Beamten und Politikern geht es um sehr lang-
fristige Überlegungen hinsichtlich der Leistungen 
und deren Finanzierbarkeit. Es kommt noch ein 
weiterer Aspekt hinzu: Sehr häufi g ist die Sorge 
vor der abnehmenden Akzeptanz unseres Renten-
systems auffällig, die durch den Umbau zuguns-
ten teilkapitalgedeckter Elemente in Verbindung 
mit Kürzungen der gesetzlichen Rentenleistungen 
(u.a. Riester- und Nachhaltigkeitsfaktor) ausgelöst 
wurden. Lebensstandardsicherung durch Leistun-
gen der gesetzlichen Rentenversicherung ist für 
viele kaum noch erreichbar. Um dies wiederher-
zustellen, darf nicht nur über Steuerfi nanzierung 
nachgedacht werden, sondern muss auch Bei-
tragserhöhung wieder zum Thema gemacht wer-
den. 

Sollten alle diese Überlegungen nicht das Ziel 
erreichen können, vor Armut zu schützen und 
langfristige Finanzierbarkeit herzustellen, könn-
ten weitere Überlegungen erforderlich werden, 
die sich u.a. mit stärkerer Umverteilung der Bei-
tragslasten unter allen Einkommensbeziehern be-
fassen. 

Peter König
Leiter des Gesprächskreises Sozialpolitik



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

4

Zusammenfassung

Volker Meinhardt

Am 30.11.2007 und 1.12.2007 wurden im Rah-
men des Workshops: „Trippelschritt oder großer 
Wurf – Was würde eine Erwerbstätigenversiche-
rung bringen“? einzelne Aspekte einer Erwerbstä-
tigenversicherung vorgestellt.

Gegliedert war die Präsentation in die Ab-
schnitte:
• gesellschafts- und beschäftigungspolitische 

 As pekte einer Erwerbstätigenversicherung,
• sozial-, verfassungs- und europarechtliche As-

pekte einer Erwerbstätigenversicherung,
• Finanzierung einer Erwerbstätigenversicherung 

und
• Erwerbstätigenversicherung als Teil der gesetz-

lichen Rentenversicherung.
Im Folgenden werden die Hauptpunkte der Refe-
rate und Kommentare kurz skizziert und Punkte, 
die im Rahmen der Diskussion eingebracht wur-
den, wiedergegeben. Die Hauptreferate sind in 
diesem Band nachzulesen.

1. Gesellschaftliche und 
 beschäftigungspolitische Aspekte einer 
 Erwerbstätigenversicherung: 
 Versicherungspfl ichtregelungen in 
 der Gesetzlichen Rentenversicherung   
 (GRV) und Erwerbstätigkeit 
 (Prof. Dr. Dieter Döring)

Döring macht deutlich, dass die Veränderung der 
Erwerbslandschaft in den letzten Jahrzehnten ge-
gen die strukturbestimmenden Annahmen des 
gegenwärtigen Alterssicherungskonzepts (beson-
ders der GRV) gerichtet sind. Sozialschutzeffekte 
und Finanzierung gründen auf einer zuneh-
menden abhängigen Beschäftigung der Erwerbs-

bevölkerung, d.h. einer expandierenden Arbeit-
nehmerquote und einer damit gleichlaufenden 
Abnahme der Selbstständigenquote. Aus unter-
schiedlichen Gründen hat in den letzten Jahren 
die selbstständige Tätigkeit dagegen zugenom-
men. Bei dieser Zunahme handelt es sich aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht um eine zusätzli-
che Tätigkeitsaufnahme, sondern um eine Ver-
drängung klassischer abhängiger Beschäftigung 
mit einem Trend zu instabileren Erwerbsbiogra-
fi en. Mit diesem Wechsel von abhängiger Be-
schäftigung zu selbstständiger Tätigkeit ist nach 
Döring die Herausbildung vermehrter „Sprung-
prozessionen“ zwischen selbstständigen und ab-
hängigen Phasen der Erwerbsarbeit verbunden. 
Eine Beschäftigung im „Sprungprozessionsfall“ 
führt zu ungesicherten Einkommensverhältnis-
sen im Alter, wenn die Phasen der Selbstständig-
keit lang sind und während dieser Zeit keine zu-
sätzliche Altersvorsorge betrieben wird. Auch für 
die Fälle der Teilzeittätigkeiten und geringfügigen 
Arbeitsverhältnisse reichen die über die gesetzli-
che Rentenversicherung erworbenen Ansprüche 
nicht für ausreichende Einkünfte im Alter.

Für eine Ausweitung der Versicherungspfl icht 
in der GRV auf bisher nicht versicherungspfl ich-
tige Gruppen von Erwerbstätigen können nach 
Döring die folgenden Gesichtspunkte angeführt 
werden:
• der Schutzbedürftigkeit,
• der Beseitigung der Verzerrungen,
• der Flexibilität bei wirtschaftlichen Anpassun-

gen,
• der intergenerativen Verteilungseffekte und 
• der Entlastung der GRV.
Nach Abwägen der einzelnen Gesichtspunkte 
kommt Döring zu dem Schluss, im ersten Schritt 
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auf die Einbeziehung aller bis dahin nicht pfl ich-
tig versicherten Erwerbstätigen zu setzen. Beamte 
und Freiberufl er mit eigenen Pfl ichtaltersversor-
gungssystemen bleiben – zumindest als erstes – 
außen vor.

Das Problem, dass im gegenwärtigen GRV-
System länger anhaltende niedrige Erwerbsein-
künfte zu Rentenansprüchen führen, die die 
Grundsicherungsschwelle nicht erreichen, muss 
nach Döring getrennt von der Erweiterung des 
Versichertenkreises erörtert werden.

In seinem Kommentar stimmte Reinhold 
Thiede der Analyse Dörings zu. Ergänzungen 
führte er an zu dem letzten von Döring angespro-
chenen Problem – den nicht ausreichenden Leis-
tungsversprechen der GRV – und zu der Frage, wie 
eine Einbeziehung weiterer Kreise der Erwerbstä-
tigen vollzogen werden kann.

Um die durch Gesetze verursachte Absen-
kung und die damit nicht ausreichenden Leis-
tungsversprechen auszugleichen, ist es nötig, für 
die Zeiten der Arbeitslosigkeit wieder höhere Bei-
träge abzuführen bzw. die Zeiten höher zu bewer-
ten. Auch die Wiedereinführung der Rente nach 
Mindesteinkommen ist zu überlegen.

Hinsichtlich der Ausweitung der Versiche-
rungspfl icht sind zwei strukturell unterschied-
liche Lösungen möglich:
• allgemeine Versicherungspfl icht aller Erwerbs-

tätigen mit freier Wahl des (privaten) Trägers 
oder

• Pfl ichtversicherung in der GRV.
Die erste Alternative wirft Probleme bei einem 
Wechsel auf, die Frage der Absicherung bei Er-
werbsminderung ist zu klären und möglicherwei-
se ergibt sich bei einer privaten Trägerlösung das 
Problem der Risikoentmischung.

Im zweiten Fall, der Versicherungspfl icht in 
der GRV, ist zu klären, ob die Versicherungspfl icht 
für alle Erwerbstätigen gelten soll oder nur für 
eine Gruppe, nämlich die, die bisher nicht in 
einem Absicherungssystem obligatorisch versi-
chert sind. Bei Berücksichtigung der von Döring 
angesprochenen Schutzbedürftigkeit ergibt sich 
eine eingeschränkte Versicherungspfl icht. Der 
Kommentator wies darauf hin, dass eine Versi-
cherungspfl icht aller, d.h. einschließlich der Be-

amten und der bereits versorgten Freiberufl er, 
nach seiner Einschätzung politisch schwer durch-
setzbar ist.

Solle die Versicherungspfl icht auf alle Bürger 
ausgedehnt werden, also eine Bürgerversicherung 
eingeführt werden, dann ist dies mit einer Ver-
änderung der Zielsetzung der Rentenversicherung 
verbunden. Das bisherige Ziel, nämlich den aus-
gefallenen Lohn zu ersetzen, würde sich verän-
dern; denn Personen, die kein Einkommen bezo-
gen hatten, kann kein Lohn ersetzt werden.

Der zweite Kommentator, Jörg Heinel, wies 
auf das in seinen Augen zentrale Ziel der Alterssi-
cherung hin, nämlich Vermeidung von Altersar-
mut. Seiner Meinung nach kann eine Erwerbstä-
tigenversicherung dies leisten.

Als Druckmomente, die auf dem gegenwär-
tigen System der GRV lasten, werden noch ein-
mal aufgelistet: 
• Erosion der GRV,
• prekäre Beschäftigung und
• diskontinuierliche Erwerbsverläufe.
Verwiesen wurde auf die Problematik, die in der 
GRV entstehenden Versorgungslücken durch pri-
vate Vorsorge auszugleichen. Gerade Personen-
kreise, für die ein Auffüllen der Lücken notwen-
dig ist, verfügen nicht über die fi nanziellen Mit-
tel. Als weitergehende Alternative zu einer Er-
werbstätigenversicherung wird das universelle 
Rentenkonzept der IG Bau-Agrar-Umwelt vorge-
stellt. Dieses Konzept sieht eine Verbreiterung des 
Versichertenkreises auf die gesamte Wohnbevöl-
kerung und eine Ausweitung der Bemessungs-
grundlage vor. Einbezogen werden sollen zusätz-
lich zu den Erwerbseinkünften auch Kapital- und 
Mieteinkünfte.

Die Diskussion kreiste um drei Problembe-
reiche:
• Wie muss eine Erwerbstätigenversicherung 

ausgestaltet sein, um das Ziel „Armutsvermei-
dung“ zu erreichen?

• Soll/kann das Ziel der Gleichbehandlung im 
Rahmen der Erwerbstätigenversicherung ange-
strebt werden?

• Wie kann die Versicherungspfl icht für bisher 
nicht einbezogene Gruppen ausgestaltet wer-
den?
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Von vielen Diskutanten wurde die Einschätzung 
geteilt, dass bei Beibehaltung des Äquivalenzprin-
zips zwischen Beitragszahlung und Leistungsan-
spruch die Erweiterung der GRV zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung das Ziel der Armutsvermei-
dung für Ältere nicht erreichen wird. In jedem 
Fall stellt sich das Problem der Mindestsicherung. 
Das Spektrum der Meinungen reichte von „Um-
ver teilung muss nicht Teil des Beitragssystem 
sein“ – mit dem Hinweis, dies habe über das 
Steuer system zu erfolgen – bis zu dem Vorschlag 
einer Neujustierung des Äquivalenzsystems, d.h. 
die Bewertung der geleisteten Beiträge von ihrer 
jeweiligen Höhe abhängig zu machen. Angestrebt 
würde damit eine Höherbewertung der Beitrags-
zahlungen von geringfügig Beschäftigten und 
Selbstständigen mit geringen Einkünften.

Gerade eine stärkere Umverteilung im Ren-
tenversicherungssystem spricht dafür, das Mo-
ment der Gleichbehandlung zu stärken. Dies be-
dingt ein Einbeziehen aller Erwerbstätigen, d.h. 
auch der Beamten und Selbstständigen, die bis-
her schon in eigenständigen Versorgungssyste-
men obligatorisch versichert sind.

Praktikabilitätsgründe (z.B. Portabilität der 
Ansprüche) sprechen dafür, diesem Personenkreis 
ein freies Wahlrecht im Rahmen einer Versiche-
rungspfl icht zu gewähren, selbst dann, wenn sich 
damit eine Risikoentmischung ergibt. Hingewie-
sen wurde auch darauf, dass die unterschiedli-
chen Finanzierungskonzepte (Umlage- und Kapi-
taldeckungsverfahren) eine Portabilität zwischen 
GRV und den eigenständigen Versorgungsträgern 
(die kapitalgedeckt arbeiten) erschweren.

Die Diskussion ergab, dass die mit der Ein-
führung einer Erwerbstätigenversicherung ver-
bundenen Gesichtspunkte wie Armutsvermei-
dung, Gleichbehandlung, Vermeidung von Ver-
zerrungen etc. den Charakter des bestehenden 
Systems verändern werden. Auf lange Sicht 
spricht einiges für eine Entwicklung zu einem 
universellen System, dies würde auch eine eigen-
ständige Sicherung der Frauen ermöglichen. Der 
Umbau zu einer Erwerbstätigenversicherung ver-
nachlässigt die Absicherung dieses Personenkrei-
ses.

2. Sozial-, verfassungs- und 
 europarechtliche Fragen der 
 Einbeziehung Selbstständiger in die   
 Gesetzliche Rentenversicherung
 (Dr. Bernd Schulte)

Um der Beantwortung dieser Frage näher zu kom-
men, geht Schulte von der Sozialversicherung als 
Kompetenztitel des Bundesgesetzgebers aus. „Die 
als Zwangsverband organisierte Sozialversiche-
rung erfasst Personenkreise, deren Vorsorge nicht 
der Eigeninitiative und dem Markt überlassen 
werden kann, weil sie der Wechselfälle des Lebens 
nicht Herr zu werden vermögen, die mithin so-
zial schutzbedürftig und auf Solidarität ange-
wiesen sind.“

Die Zugehörigkeit zur Sozialversicherung 
knüpft an ausgewählten Gemeinsamkeiten des 
gesellschaftlichen Lebens an:
• Erwerbstätigkeit, abhängiger Art,
• soziales Schutzbedürfnis und solidarische Absi-

cherung und
• Erwerbseinkommen, das dazu befähigt, zur 

staatlich vermittelten Vorsorge einen eigenen 
Beitrag zu leisten.

Anhand von Beispielen wie der Einführung der 
Krankenversicherung der Landwirte und der Ein-
führung der Pfl egeversicherung zeigt Schulte die 
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers auf. Die Ein-
führung der Pfl egeversicherung kann als Beispiel 
zur Schaffung der rechtlichen Grundlage für eine 
Volksversicherung dienen – allerdings als Pfl icht-
versicherung mit einer Mitgliedschaft in einer So-
zialversicherung oder in einer Privatversicherung. 
Am Beispiel der Pfl egeversicherung zeigt Schulte, 
welche Bedingungen vorliegen müssen, damit 
keine Einschränkung der allgemeinen Hand-
lungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG), eine Verletzung 
des Eigentumschutzes (Art. 14 GG) oder des Art. 
3 Abs. 1 GG (Gleichheit) verletzt werden.

Wichtige Punkte, die Eingriffe des Gesetzge-
bers in die erwähnten Artikel des GG als zulässig 
erscheinen lassen, sind die Schutzbedürftigkeit 
und die Erhaltung der Existenz- und Funktions-
fähigkeit des gesetzlichen Sozialversicherungs-
zweiges. Im Hinblick auf eine Einbeziehung der 
Selbstständigen und der Beamten ist somit zu un-
terscheiden zwischen den Personen, die schon 
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über Versorgungszusagen und den Personen, die 
über keinen Schutz verfügen. Schutzbedürftigkeit 
liegt nur für den zweiten Personenkreis vor. Sollte 
sich die Einbeziehung auf die Selbstständigen mit 
einem obligatorischen Versorgungssystem bezie-
hen, so ist auf Wahrung des aktuellen Besitz-
standes nach Art. 35 Abs. 5 GG zu achten.

Bezogen auf Personen mit geringfügiger Be-
schäftigung sieht Schulte keinen Grund, der ge-
gen eine Einbeziehung sprechen könnte.

Aus der Sicht des Sozialpolitikers fragt Hein 
Stapf-Finé in seinem Kommentar, warum so de-
fensiv an das Thema der Einbeziehung weiterer 
Kreise in die GRV herangegangen wird. Seiner 
Meinung nach besteht seitens des EU-Rechts kei-
ne Beschränkung, eine Ausdehnung des Versi-
chertenkreises vorzunehmen, zumal Deutschland 
hinsichtlich der Begrenzung des Versicherten-
kreises eine Ausnahme ist. Auch die Beamten sol-
len einbezogen werden. Ihre Versorgungsansprü-
che sind in eine (zu integrierende) Basisversor-
gung und einen Zusatzanspruch aufzusplitten. 
Auch Politiker und Vorstände sind einzubezie-
hen.

Die Diskussion hatte vor allem die Abstim-
mung zu Europa und die Frage der Schutzbedürf-
tigkeit zum Gegenstand. Es ist dringend geboten, 
eine europagerechte Lösung anzustreben. Be-
merkt wurde auch, dass eine solche Lösung wün-
schenswert ist, aber rechtlich nicht zwingend. 
Wünschenswert, weil eine einheitliche Lösung 
für „Wander-Erwerbstätige“ von Vorteil wäre.

Es wurde nochmals betont, dass es möglich 
ist, eine Versicherungspfl icht auch dann vorzuge-
ben, wenn – wie bei den über Versorgungswerke 
abgesicherten Selbstständigen – kein Schutzbe-
dürfnis vorliegt: entweder aus Gründen der Soli-
darität oder aus dem Zwang des Systemerhalts.

3. Finanzierung einer 
 Erwerbstätigenversicherung 
 (Dr. Kerstin Windhövel)

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Problem-
lage  der  GRV  (demographische  Entwicklung, 
 diskontinuierliche Erwerbsverläufe) zeigt Kerstin 
Windhövel anhand von fünf Kriterien, dass die 

Einführung einer Erwerbstätigenversicherung ei-
nen höheren Grad der Zielerreichung ermöglicht 
als ohne eine solche Versicherung. Die von ihr 
angeführten Kriterien sind:
• Armutsvermeidung
• Zukunft des Systems sichern
• Statusmobilität steigern
• Transparenz erhöhen und
• Gleichbehandlung für alle.
In eine Erwerbstätigenversicherung werden von 
Kerstin Windhövel neben den bisher schon versi-
cherten Arbeitnehmer folgende Gruppen einbe-
zogen:
• Selbstständige
• Geringfügig Beschäftigte und 
• Beamte.
Da Beamte und ein großer Teil der Selbstständi-
gen (freie Berufe) bisher einer Pfl ichtversicherung 
in einem Versorgungswerk bzw. einer Versorgung 
durch den Staat unterliegen, werden zu einem 
Stichtag nur neu eintretende Erwerbstätige zum 
Kreis der Versicherten verpfl ichtet.

Der Entzug des „Nachwuchses“ für die be-
rufständischen Versorgungswerke wird als pro-
blematisch angesehen. Ebenfalls als problema-
tisch angesehen wurden die zusätzlichen Ausga-
ben des Staates für die Beitragsleistung der neu in 
die Versicherung eintretenden Beamten und die 
Belastung der Selbstständigen mit einem vollen 
Beitragssatz.

Der Kommentator Dr. Rudolf Zwiener maß 
der Systemsicherung ein hohes Maß zu. Ein wich-
tiges Mittel zur Aufrechterhaltung des Alterssi-
cherungssystems ist das Beibehalten der Äquiva-
lenz von Beitrag und Leistung. Aus diesem Grund 
sind die versicherungsfremden Leistungen nicht 
über Beiträge, sondern über Steuern zu fi nanzie-
ren. Für den Fall der Einbeziehung der geringfü-
gig Beschäftigten in die Versicherungspfl icht ist, 
um Altersarmut zu verhindern, eine Aufstockung 
der Beiträge durch steuerfi nanzierte Beitragszah-
lungen nötig. Vor allem ist die bisherige renten-
rechtliche Behandlung der geringfügig Beschäf-
tigten abzuschaffen und denen der sozialversi-
cherungspfl ichtig Beschäftigten anzugleichen.

Bei der Einbeziehung der Beamten ist auf 
eine Wahrung der erworbenen Ansprüche zu ach-
ten. Für den Fall, dass für neu eintretende Beamte 
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der Staat zusätzlich für die Arbeitgeberbeiträge 
aufzukommen habe, werden negative volkswirt-
schaftliche Folgen befürchtet, da der Staat an an-
derer Stelle Einsparungen vornehmen wird.

Hauptpunkte der Diskussion waren Abgren-
zungsfragen zu den neu in die Versicherungs-
pfl icht einzubeziehenden Selbstständigen und 
Beamten und vor allem zu der Gestaltung der Bei-
tragssätze für diese Personenkreise. Bei der Frage 
der Einbeziehung der Beamten stand vor allem 
die Frage der Kostenbelastung für den Staat im 
Vordergrund. Ausgegangen wurde von den Über-
legungen, dass der Staat den Beamten das Gehalt 
um den zu zahlenden Arbeitnehmerbeitrag auf-
zustocken hat, um den Beamten nach Ableistung 
seiner Beiträge nicht schlechter zu stellen. Auf 
den Staat als Arbeitgeber kämen somit als Kosten 
der gesamte Beitrag (Arbeitgeber- und Arbeitneh-
meranteil) zu. Wie weit den Beamten eine Beitrags-
zahlung ohne vorherige Aufstockung zuzumuten 
ist, wurde strittig diskutiert. Hingewiesen wurde 
auch auf den bifunktionalen Charakter der Beam-
tenpension, d.h. dass durch den Rentenbeitrag 
nur die „Sozialversorgung“ abzudecken ist, ana-
log zu den Angestellten im öffentlichen Dienst, 
die eine Aufstockung ihrer Altersansprüche aus 
der GRV durch eine zusätzliche betriebliche Ren-
te (z.B. VBL) erfahren. Eingebracht wurde auch 
die Forderung, dass die Beitragsgestaltung vor 
allem unter dem Aspekt einer neutralen Wirkung 
auf die Beschäftigung auszurichten ist, d.h. von 
der Beitragspfl icht sollen keine negativen Verwer-
fungen ausgehen. Wenn Selbstständige den vol-
len Beitragssatz zu zahlen haben, dann kann dies 
eine zu hohe Belastung für die Selbstständigen 
sein und zu negativen Auswirkungen bezüglich 
der Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 
führen. Auf der anderen Seite kann eine Begünsti-
gung der Selbstständigen durch nur eine hälftige 
Beitragsbelastung zu einer Flucht aus dem Arbeit-
nehmerstatus und somit zu einer fi nanziellen Ge-
fährdung des Systems führen.

Zu den fi nanziellen Auswirkungen der Ein-
beziehung der drei von Kerstin Windhövel disku-
tierten Gruppen (Selbstständige ohne obligato -
rische Absicherung, „neue“ Beamte, geringfügig 
Beschäftigte) wurden grobe Abschätzungen über 
Höhe und Verläufe gegeben; diese bedürfen aber 
noch der Bestätigung durch Modellrechnungen.

4. Die Erwerbstätigenversicherung als Teil  
 der gesetzlichen Rentenversicherung   
 (Klaus Michaelis)

Im  letzten  Teil  des  Workshops  stellte  Klaus 
Micha elis seine Überlegungen zu der Erwerbstäti-
genversicherung als Teil der gesetzlichen Renten-
versicherung dar. Seine Darstellung war ein Plä-
doyer für die Integration aller Erwerbstätigen in 
die gesetzliche Rentenversicherung. Diese Ein-
schätzung leitete er daraus ab, dass mehr soziale 
Gerechtigkeit zu erlangen ist, das System zu si-
chern ist, geringfügig Beschäftigten eine Perspek-
tive im Hinblick auf eine Alterssicherung ver-
schafft werden kann und insgesamt Vertrauen in 
die gesetzliche Rentenversicherung zurückzuge-
winnen ist. Er machte darauf aufmerksam, dass 
mit einer Ausweitung des Versichertenkreises 
nicht alle Probleme zu lösen sind. 

Um die Zukunftsfähigkeit der GRV zu si-
chern, ist auf eine Gleichrangigkeit zwischen Bei-
tragsseite und Leistungsseite zu achten. Seiner 
Einschätzung nach wurden seit Mitte der 90er 
Jahre Maßnahmen vorrangig auf das Ziel der Bei-
tragsstabilität ausgerichtet. Weitere Kürzungen 
auf der Leistungsseite werden die Legitimität des 
gesetzlichen Rentenversicherungssystems in Fra-
ge stellen. Deshalb sind auch mit einer Verbrei-
terung des Versichertenkreises Verbesserungen 
bei den Leistungen in den Mittelpunkt zu stellen. 
Als Punkte nannte er:
• Modifi kation der Rentenformel, um einen In-

fl ationsschutz zu erreichen,
• Armutsvermeidung durch Aufstockung der 

Werte der Zeiten bei Arbeitslosigkeit und bei 
geringfügiger Beschäftigung,

• Veränderung der Anrechnung von Einkom-
men im Fall der Grundsicherung für Ältere.

Als Letztes wies Klaus Michaelis auf die Gefahr 
hin, dass es im Rahmen der Einnahmeverbesse-
rungen durch die Ausweitung des Versicherten-
kreises zu einem Übermaß an Leistungsverbes-
serungen kommen kann. Er betonte den vorüber-
gehenden Charakter dieser Einnahmeverbesse-
rungen und forderte den langfristigen Blick.
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1. Historische Genese der 
 Versicherungspfl ichtregelung der GRV

Die Gründungsentscheidungen der GRV 1889 
waren geprägt von der übergreifenden Ausrich-
tung der Sozialgesetzgebung der Bismarckzeit1. 
Die Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter 
stand im Zentrum des ganzen Vorhabens. Ange-
stellte wurden zu einem großen Teil eher als Ange-
hörige des Mittelstandes und weniger als sinn-
volles Objekt staatlicher Fürsorge betrachtet. Im-
merhin wurde erkannt, dass die geringer bezahl-
ten, sogenannten „kleineren“, Angestellten sich 
in ihrer Lage kaum von der vieler Arbeiter abho-
ben, weshalb sie schließlich in die Versicherungs-
pfl icht einbezogen wurden. Auch die Selbststän-
digen waren bereits Gegenstand der Diskussion 
im Reichstag. Es fehlte nicht an Äußerungen, die 
auch die Situation mancher Selbstständigengrup-
pen in der Nähe der abhängig Beschäftigten sa-
hen. Eine Entscheidung über deren Einbeziehung 
wurde jedoch aufgeschoben. Einzelne selbststän-
dige Berufsgruppen wurden im Laufe der Ent-
wicklung versicherungspfl ichtig, oft nicht zuletzt 
auf die Forderung der jeweiligen Berufsverbände 
hin.

Die Beschränkung der Versicherungspfl icht 
auf die „kleineren“ Angestellten wurde nach ener-
gischen Forderungen von Angestelltengewerk-
schaften mit dem Angestelltenversicherungsge-
setz 1912 durchbrochen. Dies allerdings im Wege 
der Gründung einer separaten Reichsversiche-
rungsanstalt für Angestellte mit besonderen Leis-

tungsvoraussetzungen, eigener Rentenformel und 
eigenständiger Finanzierung. Dennoch wurde 
eine (wesentlich angehobene) obere Versiche-
rungspfl ichtgrenze bis 1967 beibehalten. 

Im Falle der Selbstständigen ist in der Renten-
gesetzgebung keine stringente Linie erkennbar. 
Im Wesentlichen bleibt es bei (berufs)gruppen-
bezogenen Ausbauschritten in der Versicherungs-
pfl icht. Systematische Ansätze mit der Zielsetzung 
einer Versicherung aller Erwerbstätigen sind vor 
allem für die unmittelbare Nachkriegszeit festzu-
halten. Der – konzeptionell stark von deutschen 
Emigranten geprägte – gemeinsame Sozialversi-
cherungsplan der Alliierten von 1947, in dem die 
Sozialversicherungspfl icht aller Erwerbstätigen 
vorgesehen ist, scheitert allerdings schnell am 
Widerstand verschiedener Interessengruppen und 
wird zudem Opfer der wachsenden Konfronta-
tion der Besatzungsmächte im beginnenden Ost-
West-Konfl ikt. Im Gefolge der Debatte um die 
„große Sozialreform“ der Adenauer-Ära 1953 – 
1956 legt die SPD schließlich 1957 den Sozial-
plan2 vor, der das Projekt einer Sozialversicherung 
aller Erwerbstätigen einschließt. Interessanter-
weise vertritt z. T. auch Wilfried Schreiber, der 
wichtigste Berater Adenauers in der Rentenre-
form, ähnliche Auffassungen. Später fehlen ge-
wichtige Ansätze dieser Art. Immerhin setzt die 
sozialliberale Regierungskoalition 1972/73 eine 
umfassende Öffnung der GRV durch, mit der 
Möglichkeit für Selbstständige zwischen einer 
Versicherungspfl icht auf Antrag und der freiwil-
ligen Versicherung zu wählen. Eine erneute De-

Versicherungspfl ichtregelung in der Gesetzlichen Rentenversicherung 

(GRV) und Erwerbstätigkeit

Diether Döring  

1 Hierzu und zum Folgenden u.a. D. Döring: Soziale Sicherheit im Alter? Rentenversicherung auf dem Prüfstand, Berlin 1997, Kap. 1.
2 Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (Hg.): Sozialplan für Deutschland, Bonn 1957.
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batte um den personellen Ausbau der GRV ergab 
sich erst in den letzten Jahren quasi als „Neben-
wirkung“ der Vorschläge für den Ausbau der GKV 
zu einer „Bürgerversicherung“, und – quasi de-
fensiv – aus der arbeitsmarktbedingt schlechten 
Entwicklung der Rentenfi nanzen.

2. Heutige Abgrenzung der 
 Versicherungspfl icht in der GRV

Im Kern ist die GRV eine Pfl ichtversicherung der 
abhängig Beschäftigten3. Der Abschluss des Ar-
beitsvertrages löst die Pfl ichtmitgliedschaft aus – 
ohne, dass es einer Willenserklärung bedarf. Be-
amtenrechtliche Dienstverhältnisse sind ausgenom-
men und unterliegen einer staatlichen Ver sor-
gungsregelung. „Beamtenähnliche“ Versor gungs-
zusagen können zur Befreiung von der Versiche-
rungspfl icht führen.

Von „unten“ gesehen, beginnt die Versiche-
rungspfl icht bei einem regelmäßigen Arbeitsent-
gelt von über 400 Euro im Monat. Auch unter-
halb dieser Schwelle besteht allerdings eine Bei-
tragspfl icht des Arbeitgebers. Der geringfügig Be-
schäftigte kann sich ebenfalls für die Beitragspfl icht 
entscheiden, was dann die kompletten beitrags-
bezogenen Ansprüche auslöst. Eine Versicherungs-
pfl ichtgrenze nach „oben“ besteht nicht mehr, le-
diglich eine obere Beitragsbemessungsgrenze.

Im Bereich der selbstständigen Tätigkeiten gibt 
es eine relativ unübersichtliche Situation. Neben 
der bestimmter Berufsgruppen4 gibt es eine Versi-
cherungspfl icht selbstständiger Handwerker, die 
sich allerdings nach 18 Jahren der Beitragsent-
richtung befreien lassen können. Sog. „Arbeitneh-
merähnliche“ Selbstständige5 sind seit Anfang 
1999 pfl ichtversichert, können sich aber in den 
ersten drei Jahren von der Versicherungspfl icht 
befreien lassen, was der fi nanziellen Anspannung 
in der Gründungsphase Rechnung tragen soll. 
Dies kann im Laufe des Erwerbslebens noch ein 
zweites Mal in Anspruch genommen werden.

Als weitere Gruppe sind seit Anfang 2003 
auch die Gründer einer sog. „Ich-AG“ versiche-
rungspfl ichtig. Dies ist auf die Dauer des Existenz-
gründungszuschusses durch die Bundesagentur 
für Arbeit befristet und geht der Versicherungs-
pfl icht wegen „Arbeitnehmerähnlichkeit“ vor. 
Versicherungspfl icht besteht hier auch dann, 
wenn die Geringfügigkeitsgrenze nicht überstie-
gen wird. Im Regelfall schließt sich an die 
„ Ich-AG“-Phase die Versicherungspfl icht wegen 
„Arbeitnehmer ähnlichkeit“ an, soweit die Voraus-
setzungen zutreffen. Die Voraussetzungen für die 
„Ich-AGs“ sind seit dem 30. Juni 2006 entfallen. 
Alle selbstständig Tätigen, die nicht per Gesetz 
versicherungspfl ichtig sind, können sich fünf 
Jahre nach dem Start per Antrag für die Pfl ichtver-
sicherung entscheiden. Sie übernehmen damit 
die gleichen Beitragspfl ichten wie gesetzlich ver-
sicherungspfl ichtige Selbstständige und erhalten 
die gleichen Rechte (u. a. der Sicherung bei Er-
werbsminderung).

3. Risiken für die bestehende 
 Versicherungspfl ichtregelung der GRV   
 im Zuge des Erwerbswandels

Das Hauptrisiko für das bestehende personelle 
Konzept der GRV besteht darin, dass die gegen-
wärtigen Veränderungen der Erwerbslandschaft 
quasi gegen seine Realitätsannahmen laufen. Im-
plizit ging die wiederholte politische Bestätigung 
der Entscheidung für eine Arbeitnehmerpfl icht-
versicherung davon aus, dass die dominante Posi-
tion der abhängigen Beschäftigung entweder nicht 
durch langfristige Verschiebungen in der Erwerbs-
struktur gefährdet oder gar durch einen langfris-
tigen Zuwachstrend begünstigt sei. Eben dies traf 
für grob ein Jahrhundert GRV-Entwicklung zu. 
Sozialschutzeffekte und Finanzierung gründeten 
auf expandierenden Arbeitnehmerquoten, also 
einer wachsenden Arbeitsmarktabhängigkeit der 
Erwerbsbevölkerung, während die Selbstständi-

3 Hierzu und zum Folgenden u.a. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.): Übersicht über Sozialrecht, Nürnberg 2007, S. 264–171.
4 Lehrer und Erzieher, Pfl egepersonen, Hebammen und Entbindungspfl eger, Seelotsen, Künstler und Publizisten, Hausgewerbetreibende, Küs-

tenfi scher und Küstenschiffer.
5 Selbstständige, die dauerhaft im Wesentlichen für einen Auftraggeber tätig sind und keinen abhängig Beschäftigten haben.
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genquoten nicht zuletzt in Verbindung mit dem 
Schrumpfen des Agrarsektors zurückgingen. Die 
schrittweise Ausweitung der Versicherungspfl icht 
auf alle Angestellten verstärkte zusätzlich die 
 Basis des Systems. Die kontinuierlich breiter wer-
dende Beitragszahlerbasis war über alle konjunk-
turellen Wechsellagen hinweg eine wichtige 
Grundlage des Systemausbaus hin zu einem rela-
tiv leistungsstarken Sicherungssystem. Den Kul-
minationspunkt dieser günstigen Entwicklung 
stellt die Hochkonjunkturphase Anfang der 70er 
Jahre mit der Einführung der fl exiblen Alters-
grenze, der „Rente nach dem Mindesteinkom-
men“ und den großzügigen Nachversicherungs-
angeboten für Selbstständige dar. Die 1973/74 
einsetzende langwährende Unterbeschäftigungs-
phase sowie die Folgen des wirtschaftlichen Sys-
temwandels in Ostdeutschland markieren den 
Beginn jener Entwicklung, die man als langfris-
tige Grundströmung gegen die traditionelle per-
sonelle Leitvorstellung der GRV kennzeichnen 
könnte.

Eine eher grundsätzliche Anmerkung: Für 
die sozialpolitischen und fi nanziellen Rückwir-
kungen von Veränderungen bei den pfl ichtversi-
cherten Aktiven haben Aspekte des Zeitablaufs 
entscheidende Bedeutung. Zeitweilige (oder ein-
malige) Verschiebungen erzeugen keine proble-
matischen Wirkungen, da die Rückgänge bei den 
Aktiven mit zeitlicher Verzögerung durch Rück-
gänge bei den Zahlungsverpfl ichtungen kompen-
siert werden. Bei langfristig fortschreitenden 
Rückgängen jedoch treten problematische Effekte 
auf. Die Wirkungen auf die Finanzierungslage be-
stehen dann in einer anhaltenden Auftriebsten-
denz bei den Beitragssätzen, im Gefolge derer 
sich ein Druck auf die Leistungen des Systems 
 herausbildet. Im gegenläufi gen Fall kontinuier-
lich steigender Zahl von pfl ichtversicherten Ak-
tiven – was über lange Zeit der Situation der GRV 
entsprach – wird (bzw. wurde) dagegen die Finan-
zierungslage kontinuierlich verbessert und ent-
stehen Spielräume für Leistungsverbesserungen.

Die wirtschaftliche Entwicklung der letzten 
Jahre war mit einer deutlichen Zunahme selbst-
ständiger Tätigkeiten verbunden.6 Der Anteil der 
Selbstständigen an den Erwerbstätigen stieg von 
1991 auf 2005 von 8,1 auf 11,2 %.7 Als Gründe 
hierfür können Bestrebungen nach Senkung der 
Beschäftigungskosten (u. a. durch Wegfall der Ar-
beitgeberbeiträge) sowie der Flexibilisierung von 
Beschäftigung durch Ausweichen aus der arbeits-
rechtlichen Regulierung genannt werden. Erklärt 
dies die häufi gere Wahl von Selbstständigkeit an-
stelle sozialversicherungspfl ichtiger und arbeits-
rechtlich regulierter Beschäftigung durch Arbeit-
geber, so lassen sich auch Ursachen für diesen 
Trend auf Seiten der Beschäftigten anführen. Em-
pirische Untersuchungen sprechen dafür, dass 
der gesellschaftliche Wertewandel zu einer Hö-
herbewertung von Selbstständigkeit und Selbst-
entfaltung im weitesten Sinne führt. 

Die Zunahme selbstständiger Tätigkeit hat 
Effekte für die Finanzierung wie die Sicherungs-
seite. Treten selbstständige, nicht versicherungs-
pfl ichtige Tätigkeiten an die Stelle abhängiger Be-
schäftigung, so erodiert die Beitragsbasis der GRV. 
Handelt es sich um zusätzliche Tätigkeiten, tritt 
 diese Wirkung nicht ein; allerdings entgehen 
dem System möglicherweise Zuwächse an Bei-
tragszahlern. Angesichts der Kosten- und Flexibi-
litätsvorteile, die selbstständige Beschäftigungs-
formen Arbeitgebern bieten, ist erklärlich, warum 
die erstere Variante gegenwärtig dominiert. Bei 
den Sicherungswirkungen sind verschiedene Ef-
fekte in Rechnung zu stellen. Unproblematisch 
wäre wiederum die – gegenwärtig eher theore-
tische – Variante, dass selbstständige Tätigkeiten 
mehr oder weniger ausschließlich zusätzlich ent-
stehen. Die realitätsnähere Variante des Verdrän-
gens klassi scher abhängiger Beschäftigung hat 
durch selbstständige Tätigkeiten in Verbindung 
mit einem offenbar gegebenen beschleunigten 
Trend zu instabileren Berufsbiographien zwei Fol-
gen. Einerseits die Herausbildung vermehrter 
„Sprungprozessionen“ zwischen selbstständigen 

6 Zum Folgenden vgl. u. a. K. Schulze Buschoff: Neue Selbstständige und soziale Sicherheit, in: WSI-Mitteilungen 7/2007 u.U. Klammer/             
S. Leiber: Atypische Beschäftigung und soziale Sicherung, in WSI-Mitteilungen 5/2006.

7 Vgl. Sachverständigenrat (SVR) zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Jahresgutachten 2006/2007, Wiesbaden 
2006, S. 262.
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und abhängigen Phasen in der Erwerbsarbeit, an-
dererseits die gleichzeitige Ausübung abhängiger 
und selbstständiger Tätigkeiten in Teilzeit, also 
„gemischte“ Erwerbsformen. In beiden Fällen 
wird die GRV ihrer Rolle als Regelsystem nicht ge-
recht. Im „Sprungprozessionsfall“ ergibt die pha-
senweise Pfl ichtversicherung keine ausreichende 
Ersatzrate, wenn die selbstständigen Phasen lang 
ausfallen  und  von  Betroffenen  nicht  konsequent 
die Weiterversicherung in der GRV während der 
Selbstständigkeit gewählt wird. Zeitbegrenzte 
Pha sen der selbstständigen Tätigkeit sind jedoch 
auch mit Privatversicherungslösungen nicht 
 ideal absicherbar, da hier im Regelfall eine dauer-
hafte Beitragsverpfl ichtung eingegangen werden 
muss. Der „Kombinationsfall“ führt dazu, dass 
nur ein Teil des Erwerbseinkommens abgesichert 
wird. Die deutsche GRV bietet hier keine pro-
blemgerechten Höherversicherungsmöglichkei-
ten oberhalb der pfl ichtversicherten Tätigkeit. 
Dies kann allerdings privat geschehen.

Ein weiterer Trend ist bei teilzeitigen (und zeit-
variablen) Tätigkeiten feststellbar, wobei eine be-
sonders auffällige Zunahme bei den geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen zu verzeichnen ist. 
Der Anteil der geringfügig Beschäftigten mit  einer 
Erwerbstätigkeit stieg von 1991 auf 2000 von 3,1 
auf immerhin 9,0% (siehe Fußnote 7: SVR, S. 262). 
Die Geringfügigkeit ist damit heute mehr als ein 
peripheres Phänomen des Arbeitsmarktes. Der 
allgemeine Teilzeittrend ist ebenso durch den Be-
darf nach differenzierteren Arbeitszeitmustern 
seitens der Unternehmen wie auch dem Wunsch 
nach besserer Abstimmung zwischen Beruf und 
privatem Leben im Zuge der wachsenden Erwerbs-
beteiligung von Frauen zu erklären. Die Zunahme 
der Geringfügigkeit dürfte zusätzlich durch die 
früher bestehenden Kostenvorteile, gewisse fak-
tische Flexibilitätsvorteile für Arbeitgeber sowie 
die Nichtbelastung der geringfügig Tätigen zu er-
klären sein.

Der Wertewandel in Richtung einer Beto-
nung individueller Selbstentfaltung und Selbst-
ständigkeit in Verbindung mit einem Bedeu-
tungsverlust von Familienorientierung trägt in 
Verbindung mit drastisch verbesserten Bildungs-
voraussetzungen von Frauen zu einer vermutlich 

weiter fortschreitenden Verschiebung der Schwer-
punkte zwischen Beruf und Familie bei. Die Er-
werbsbeteiligung von Frauen steigt relativ konti-
nuierlich; geht dabei allerdings zu einem hohen 
Anteil in teilzeitige (und zeitvariable) Tätigkeiten, 
da viele Frauen, insbesondere solche mit Kindern 
und hilfsbedürftigen Angehörigen, versuchen, 
 familiäre mit berufl ichen Pfl ichten zu verbinden. 
Dabei erschwert nicht zuletzt das immer noch 
unzureichende Betreuungsangebot die Realisie-
rung der Erwerbsbeteiligung. Die Suche nach teil-
zeitigen Tätigkeiten trifft in wachsendem Maße 
auf „kleine“ Teilzeitangebote“, die – wie erwähnt 
– unter bestimmten Voraussetzungen Vorteile für 
Arbeitgeber (und kurzfristig Vorteile für die Be-
schäftigten) bieten. Der Boom der Geringfügig-
keit ist also dem Zusammenwirken von wachsen-
der Nachfrage nach Teilzeitbeschäftigung und 
Vorteilhaftigkeit dieser Beschäftigungsform für 
Arbeitgeber und Betroffene zuzuschreiben. 

Geringfügige Arbeitsverhältnisse erbringen in 
Relation zum Entgelt geringere Beitragseinnah-
men der GRV als beitragspfl ichtige Arbeitsver-
hältnisse. Für die GRV-Finanzierung besonders 
ungünstig fällt entsprechend die Wirkung aus, 
wenn beitragspfl ichtige Beschäftigung in gering-
fügige aufgesplittet wird. Entstehen letztere zu-
sätzlich zum bestehenden Beschäftigungsbestand, 
tritt dieser Effekt dagegen nicht ein. Allenfalls 
entgehen der GRV möglicherweise zusätzliche voll 
beitragspfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse.

Die Wirkungen auf die soziale Sicherheit der 
Beschäftigten können ebenfalls in zwei Richtun-
gen gehen. Treten geringfügige an die Stelle bei-
tragspfl ichtiger Arbeitsverhältnisse, so sinkt in Re-
lation zum Entgelt die erworbene Anwartschaft. 
Dem können geringfügig Beschäftigte allerdings 
begegnen, indem sie die Beitragspfl icht wählen. 
Wächst die Geringfügigkeit zusätzlich zum Be-
schäftigungsbestand, so treten keine Nachteile in 
der Produktion sozialer Sicherheit ein. Allenfalls 
könnte der Zuwachs auf der Basis von Beitrags-
pfl icht größer sein. Dabei sind allerdings die er-
reichbaren Anspruchsniveaus in Rechnung zu 
stellen, die im Schlussabschnitt angesprochen 
werden. 
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4. Grundlegende Gesichtspunkte in   
 Bezug auf die Ausweitung der 
 Versicherungspfl icht in der GRV auf 
 bis dato nicht versicherungspfl ichtige   
 Gruppen von Erwerbstätigen8 

• Gesichtspunkt der Schutzbedürftigkeit
Dieser Aspekt greift, wenn bestimmte Gruppen 
ohne eine Versicherungspfl icht unzureichend ge-
gen Armut im Alter geschützt sind oder geringe 
Chancen haben, einen ausreichenden Kern von 
Lebensstandardsicherung zu erreichen. An der 
Vermeidung von Altersarmut gibt es auch ein 
spezifi sches Interesse des Staates bzw. der Ge-
meinschaft, da ansonsten später Anforderungen 
an öffentliche Grundsicherungsleistungen gestellt 
werden. Die relevanteste Gruppe von Erwerbs-
tätigen bei der Abwägung dieses Gesichtspunkts 
ist die der Selbstständigen mit heute ca. 4 Mil-
lionen. Hier ist eine deutliche Zunahme zu ver-
zeichnen, die nahezu ausschließlich auf die Zu-
nahme der Selbstständigen ohne Beschäftigte zu-
rückging. Sie bilden inzwischen sogar die Mehr-
zahl der Selbstständigen. Untersuchungen des 
Sachverständigenrats9 zeigen, dass die Gruppe 
der Selbstständigen durch besonders große Ein-
kommensdifferenzen gekennzeichnet ist. Bei den 
Selbstständigen  ohne  Beschäftigte  liegen  37% 
mit ihrem Nettoeinkommen unter 1.100,– €, was 
etwa dem entsprechenden Anteil bei den abhän-
gig Beschäftigten entspricht. Angesichts des 
Wachstums gerade dieser Gruppe kann man in-
zwischen m. E. durchaus von einer „Prekarisie-
rung“ der Selbstständigkeit sprechen, die nicht 
mehr viel mit dem verbreiteten Bild der wohl-
etablierten Freiberufl er und Handwerksmeister zu 
tun hat. Das vorstehende Argument ist allerdings 
nicht geeignet, die Versicherungspfl icht der Be-
amten und „beamtenähnlich“ Abgesicherten so-
wie der berufsständisch bereits abgesicherten 
Freiberufl er zu begründen.

• Gesichtspunkt der Beseitigung von Verzerrungen
Die heutige Ungleichbehandlung von abhängi-
gen und selbstständigen Tätigkeiten in Bezug auf 

die Beitragspfl icht beeinfl usst die Entscheidungen 
von Auftraggebern und u. U. der Erwerbstätigen 
selbst). Bei Tätigkeiten, die in beiden Erwerbs-
formen ausgeübt werden, führt die Ungleichbe-
handlung zu unterschiedlichen Kostenlagen. In 
diesem Fall ist es für Auftraggeber zumeist vorteil-
hafter, die selbstständige Ausführung eines Auf-
trages zu wählen. Den selbstständig Tätigen lockt 
u. U. der (kurzfristige) Vorteil geringerer Abzüge.

• Gesichtspunkt und Flexibilität bei 
 wirtschaftlichen Anpassungen
Bei schnellen wirtschaftlichen Veränderungen 
kann die Schnelligkeit der Reaktion des Erwerbs-
systems davon abhängen, dass zwischen unter-
schiedlichen Erwerbsformen keine nennenswer-
ten Hürden bestehen. Bei Wechseln zwischen Er-
werbsformen führen Ungleichbehandlungen 
heute in Deutschland zu einem hohen Informa-
tions- und Beratungsaufwand. Die Flexibilität ist 
bei einer Gleichbehandlung aller Erwerbsformen 
in Bezug auf die Versicherungspfl icht dagegen be-
sonders hoch.

• Gesichtspunkt intergenerative 
 Verteilungseffekte 
Während die Beitragssenkung auf kurze und mit-
telfristige Sicht absehbar ist, so sind davon die 
langfristigen Effekte zu unterscheiden. So kann 
die Ausweitung der Versicherungspfl icht auf 
Gruppen, die eine höhere Lebenserwartung auf-
weisen (z. B. Beamte), sehr wohl zu höheren Bei-
tragslasten für alle Versicherten auf lange Sicht 
führen. Eine höhere Lebenserwartung ist ten-
denziell eher bei einkommensstarken Gruppen 
festzustellen.

• Gesichtspunkt zur Entlastung der GRV
Die Erosion der versicherungspfl ichtigen Beschäf-
tigung durch andere Erwerbsformen erzeugt in 
Verbindung mit den in Gang befi ndlichen demo-
graphischen Verschiebungen einen nachhaltigen 
Finanzierungsdruck auf das System GRV. Min-
destens kurz- und mittelfristig kann eine Auswei-
tung der Versicherungspfl icht das System entlas-

8 Zum Folgenden vgl. u.a. Sachverständigenrat 2006, S. 268 ff.
9 Sachverständigenrat 2006, S. 266/267. 
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ten, d.h. zu geringeren Beiträgen der GRV führen. 
Auf lange Sicht kann das Bild anders ausfallen, 
wenn Gruppen mit einer überdurchschnittlichen 
Lebenserwartung einbezogen werden, was ver-
mutlich für viele „neue“ Selbstständige mit eher 
niedrigem Einkommen nicht zu erwarten ist.

5. Einige sozialpolitische Folgerungen

Welcher Schluss sinnvollerweise für die Gestal-
tung der Versicherungspfl icht gezogen wird, lässt 
sich nicht allein aus den vorstehend betrachteten 
Gesichtspunkten „objektiv“ herleiten. Erforder-
lich ist die Heranziehung von Wertentscheidungen 
in dem Sinne: Welche Aspekte haben vorrangige 
Bedeutung, welche erscheinen weniger wichtig. 

Der Gesichtspunkt der Schutzbedürftigkeit 
spricht zweifellos für die Pfl ichtversicherung je-
ner Selbstständigen, die bis dato nicht in einem 
Pfl ichtsystem abgesichert sind. Diese Pfl ichtver-
sicherung muss allerdings nicht zwingend in der 
GRV angesiedelt sein. Der Aspekt der Schutzbe-
dürftigkeit greift jedoch nicht bei Selbstständigen 
in berufsständischen Systemen sowie bei Beam-
ten und „beamtenähnlich“ abgesicherten Be-
schäftigten.

Die Verzerrungen bei der Wahl von Erwerbs-
formen lassen sich nur mit einer weitgehenden 
Gleichbehandlung der unterschiedlichen Formen 
aufheben. Dies spricht für die Einbeziehung aller 
Erwerbstätigen in die GRV. Andere Pfl ichtsysteme 
außerhalb der GRV können die Verzerrungen ver-
ringern, aber nicht vergleichbar reduzieren. Den-
noch verschwinden Anreize für die Wahl selbst-
ständiger Auftragsdurchführung bei „echter“ 
Selbstständigkeit für Arbeitgeber nicht, da der Ar-
beitgeberanteil bei abhängiger Beschäftigung 
 Kostenunterschiede bedingt. Dies gilt nicht bei 
arbeitnehmerähnlicher Selbstständigkeit. Auf der 
Seite der Erwerbstätigen beseitigt die Versiche-
rungspfl icht den Anreiz, die Selbstständigkeit we-
gen der geringeren Abzüge zu bevorzugen. Hier 
ist die abhängige Beschäftigung wegen des Ar-
beitgeberanteils der vorteilhaftere Fall. Man kann 
sagen, dass bei weiterer Anwendung von Arbeit-
geberanteilen eine Erwerbstätigenversicherung 
gegenläufi ge Anreize von der Kostenseite her bei 
Auftraggebern und Erwerbstätigen setzt.

Gesamtwirtschaftlich wesentlich ist der Fle-
xibilitätsaspekt. Nur wenn die unterschiedlichen 
Erwerbsformen, insbesondere selbstständige und 
abhängige Tätigkeiten im gleichen System GRV 
versichert sind, ergeben sich reduzierte Hürden 
bei Wechseln zwischen den Erwerbsformen und 
keine „Sprungprozessionen“ mit möglichen Si-
cherungslücken. Dieser Aspekt wiederum ist für 
Beamte und beamtenähnliche Dienstverhältnisse 
irrelevant.

Der in der Bevölkerung populäre Gesichts-
punkt der Entlastung des Systems GRV durch Aus-
wertung der Versicherungspfl icht ist mit Vorsicht 
zu betrachten. Es ist schon dargelegt worden, dass 
hier strikt zwischen den kurz- und mittelfristigen 
sowie den langfristigen Gesichtspunkten unter-
schieden werden muss. Die zunächst eintretende 
Beitragssenkung ergibt sich daraus, dass die neu 
Eintretenden Beiträge leisten, aber erst später An-
sprüche realisieren. Dieser „Ersteffekt“ ist natur-
gemäß umso größer, je mehr bis dato Nichtver-
sicherte einbezogen werden. Der Langfristeffekt 
wird dann stark von der Lebenserwartung der je-
weiligen Gruppe beeinfl usst. So kann die Einbe-
ziehung gut gestellter Selbstständiger sowie der 
Beamten angesichts der hier angenommenen hö-
heren Lebenserwartung einen langfristigen 
„ Pyrrhussieg“ der GRV auslösen, da dann die 
 Beitragssätze langfristig höher ausfallen als ohne 
diese Gruppen. Übrig bliebe dann sinnvollerwei-
se die Einbeziehung der bisher nicht obligatorisch 
abgesicherten Selbstständigen und Verzicht auf 
Beamte und beamtenähnlich Abgesicherte. Hier 
dürften sich die Verhältnisse in Bezug auf die Le-
benserwartung von der der meisten abhängig Be-
schäftigten nicht nennenswert abheben.

Anders fällt die Antwort aus, wenn man da-
von ausgeht, dass es einen langfristigen Grund-
strom hin zu selbstständigen Tätigkeiten, z. T. in 
Ersetzung versicherungspfl ichtiger abhängiger Tä-
tigkeiten, gibt. Hier ist u. U. eine Versicherungs-
pfl icht dieser neuen Selbstständigen als Selbst-
schutz des Systems unabdingbar. Alle nicht reali-
sierten Überlegungen gingen bisher davon aus, 
dass nur zeitweilige Verschiebungen zwischen Er-
werbsformen bestehen, die den Kern der versi-
cherungspfl ichtigen Beschäftigung nicht ent-
scheidend erodieren.
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Diese Betrachtungen legen nahe, im ersten 
Schritt auf die Einbeziehung aller bis dato nicht 
pfl ichtweise versicherten Erwerbstätigen zu set-
zen. Nicht erfasst würden dann – jedenfalls zu-
nächst – Beamte und Freiberufl er in eigenen 
Pfl ichtsystemen. Die Problematik der Verzerrun-
gen wäre auf diese Weise reduziert. Die Gleichbe-
handlungsproblematik in Bezug auf die Tragung 
der impliziten Steuer wäre dadurch allerdings 
noch nicht gelöst. Zu prüfen wäre mindestens, ob 
die Beteiligung der Beamten und der Freiberufl er 
in eigenen Pfl ichtsystemen über andere Aus-
gleichsformen sichergestellt werden kann. Lang-
fristig dürfte eine Gleichbehandlung aller Formen 
von Erwerbstätigkeit die einzige für eine Erwerbs-
landschaft problemgerechte Lösung sein. Dies 
könnte von einer Basissicherungspfl icht bis zu ei-
ner Komplettlösung reichen. Es ist bemerkens-
wert, dass eine vergleichende Studie im Auftrag 
der Friedrich-Ebert-Stiftung10 ergeben hat, dass 
europäische Länder mit überdurchschnittlich 
güns tiger Beschäftigungsentwicklung mehr oder 
weniger durchweg alle Erwerbsformen in die 
Kernsysteme der sozialen Sicherung einbeziehen. 

Eine wichtige Anmerkung betrifft Erwerbstäti-
ge, die längerfristig lediglich niedrige Erwerbsein-
kommen erzielen. Dies betrifft die eventuelle 
volle Einbeziehung der geringfügig Beschäftigten 
wie auch von Selbstständigen mit niedrigem Er-
werbseinkommen. Die Entscheidung bezüglich 
der Versicherungspfl icht muss verantwortlicher-
weise im Blick behalten, welche Leistungszusagen 
mit der Pfl ichtbeitragszahlung verbunden sind. 
Gilt aber analog für eine große Zahl von heute 
versicherungspfl ichtigen Arbeitnehmern bzw. Ar-
beitnehmerinnen.

Die gegenwärtige Rentenformel räumt zwi-
schen Geringfügigkeitsschwelle unten und oberer 
Leistungsbemessungsgrenze im Grundsatz lohn-
proportionale Ansprüche ein. Dies spiegelt die 
traditionelle Ausrichtung auf das Ziel der Lebens-
standardsicherung. Die mindestsichernde Funk-
tion ist außerhalb des Systems GRV bei der so zia-
len Grundsicherung bzw. der Sozialhilfe angesie-

delt. Bei sehr niedrigen Erwerbseinkünften sind 
Versicherte ohne Chance, selbst mit relativ lan-
gen Erwerbsbiographien die Grundsicherungs-
schwelle zu erreichen. Dies gilt umso mehr als 
seit 1991 die sogenannte „Rente nach dem Min-
desteinkommen“ ausläuft, die eine Aufwertung 
niedriger Entgelte für langfristig Versicherungs-
pfl ichtige sicherstellte. Hierzu kommt, dass die 
Leistungskonditionen der GRV durch verschie-
denste Eingriffe der letzten Jahre insgesamt deut-
lich reduziert worden sind. Nach meinen Berech-
nungen sind bereits bei Entgelten von ¾ des 
Durchschnittsentgelts für heute 30jährige rund 
40 Beitragsjahre erforderlich, um das Grundsi-
cherungslevel zu erreichen,11 das man auch ohne 
vorangehende Beitragsleistung erhalten würde. 
Bei einem Erwerbseinkommen, das deutlich un-
terhalb der erwähnten ¾ des Durchschnittsent-
gelts liegt, sind auch längere Beitragsdauern nicht 
ausreichend, um das Grundsicherungslevel zu er-
reichen. Damit bekommen aber die Pfl ichtbei-
träge für Betroffene einen letztlich steuerartigen 
Charakter. Sie mindern das Nettoentgelt der Be-
schäftigten und erhöhen die Beschäftigungskos-
ten der jeweiligen Arbeitgeber, ohne dass die 
 betroffenen Niedrigeinkommensbezieher einen 
echten Vorteil auf der Leistungsseite im Alter für 
diese Beitragsleistung erreichen. Die sozialpoli-
tische Lösung des Problems sollte nicht darin be-
stehen, dass man Niedrigeinkommensbezieher 
aus der Versicherung herausnimmt. Die pfl icht-
weise Einbeziehung von Erwerbstätigen mit nied-
rigem Erwerbseinkommen muss letztlich in Ver-
bindung mit den Leistungskonditionen, d. h. ei-
ner Stärkung mindestsichernder Elemente disku-
tiert werden. Geht man davon aus, dass wie in 
der Vergangenheit eine geringfügige Beschäfti-
gung auch in Zukunft zumeist nur zeitweilig  
 Charakter hat, betrifft diese Anmerkung vorran-
gig die Position von bereits Versicherungspfl ichti-
gen und von künftig einzubeziehenden Selbst-
ständigen mit niedrigen Erwerbseinkommen. In 
der Praxis betrifft dies vor allem Geringqualifi -
zierte und Teilzeitarbeitende.

10 Vgl. D. Döring: Sozialstaatsstrategie und Beschäftigung im europäischen Vergleich. Gutachten im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
in WISO Diskurs 8/2007.

11 Vgl. D. Döring: Alterssicherung – Rentenniveau in Deutschland nähert sich einer Basissicherung, in: Soziale Sicherheit 2/2006.
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1. Der soziale Rechtsstaat

Der soziale Rechtsstaat im Sinne des Grundgesetzes 
(GG) wird stark durch die Grundrechte geprägt, 
die sich an der jedem Menschen eigenen Mög-
lichkeit orientieren, frei und eigenverantwortlich 
zu handeln. Das Grundrechtssystem des Grund-
gesetzes enthält jedoch – dies in deutlichem Ge-
gensatz etwa zu der „jungen“ Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union (2000) – keine so zia-
len Grundrechte, so dass die deutsche Verfassung 
primär rechtsstaatlich und nicht sozial staatlich 
geprägt ist. 

Die Statuierung der Sozialstaatlichkeit in Art. 
20 u. 28 GG hat insofern eine Ergänzungsfunk-
tion: Sie verpfl ichtet den Staat im Interesse mate-
rialer Gerechtigkeit auch, für die tatsächlichen 
Voraussetzungen und Bedingungen der Freiheits-
ausübung Sorge zu tragen. Im Grundsatz soll je-
dermann die Chance der Entwicklung seiner 
Anlagen, des Gebrauchs seiner Fähigkeiten und 
der Teilnahme und Teilhabe am Ganzen haben.

Über diese materialen Gehalte, über die Be-
reiche und die Art und Weise ihrer Verwirkli-
chung trifft die soziale Staatszielbestimmung der 
Art. 20 und 28 GG allerdings keine Aussage. Die 
Mütter und Väter des Grundgesetzes haben den 
Sozialstaat offenkundig als etwas historisch Ge-
wachsenes angesehen, dessen tradierte Zielset-
zungen, Einrichtungen und Instrumente vorge-
funden worden sind und nicht erst neu defi niert 
werden mussten, sondern gleichsam in histo-
rischer Perspektive zu ermitteln waren und sind. 

Es ist mithin der Frage nachzugehen, welche 
Erscheinungsformen der Sozialstaatlichkeit dem 
Grundgesetz vorgegeben waren und deshalb auch 
heute noch normative Versatzstücke der Sozial-
staatlichkeit sind. 

Sozial-, verfassungs- und europarechtliche Fragen der Einbeziehung 

Selbstständiger in die gesetzliche Rentenversicherung

Bernd Schulte

Die Art. 20 und 28 GG enthalten einen recht-
lichen Auftrag des Verfassungsgebers an den ein-
fachen Gesetzgeber, soziale Sicherheit und soziale 
Gerechtigkeit herzustellen und zu fördern. Beide 
Ziele, im Sozialgesetzbuch (SGB) konkretisiert – § 1 
SGB I (= Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) – 
Allgemeiner Teil) – sind innerhalb der vom Grund-
gesetz gesetzten rechtlichen Schranken und mit 
den von ihm zugelassenen Mitteln, also mithin 
auch nur unter Wahrung der Grundrechte (Art. 2 
ff. GG) zu verwirklichen. 

Aus diesem Grunde ist auch die das deutsche 
„sozialstaatliche Arrangement“ maßgeblich prä-
gende Sozialversicherung in Bezug auf etwaige 
Neuregelungen – so auch im Hinblick auf ihre 
Fortentwicklung von der Arbeitnehmer- zur Er-
werbstätigen- und Volksversicherung sowie in 
Ansehung der Einbeziehung zusätzlicher Grup-
pen Selbstständiger – an den Grundrechten zu 
messen.

2. Verfassungsrechtliche Fragen einer   
 Erstreckung der Sozialversicherungs-  
 pfl icht für die Risiken Invalidität und   
 Alter auf alle Selbstständigen 

2.1 „Sozialversicherung“ als Kompetenztitel   
 des Bundesgesetzgebers (Art. 74 Abs. 1 
 Nr. 12 GG)

Das Bundesverfassungsgericht hat von Anfang an 
die Vorschrift des Grundgesetzes über die Gesetz-
gebungszuständigkeit des Bundes für die Sozial-
versicherung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG) weit, dyna-
misch und offen für neue Entwicklungen ausge-
legt und neue gesetzliche Regelungen, die in ih-



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

17

ren wesentlichen Strukturelementen dem Bild 
entsprechen, das durch die klassische Sozialver-
sicherung geprägt ist, für verfassungsrechtlich zu-
lässig erklärt. 

Sozialversicherung ist demnach ein normati-
ver Typus, der eine Vielzahl von Strukturelemen-
ten aufweist, die sich zu einer bestimmten Gestalt 
zusammenfügen, die den Archetypus der Arbei-
terversicherung Bismarckscher Prägung zwar 
noch erkennen lässt, sich aber zugleich – z. B. als 
Künstlersozialversicherung und  auch als Pfl ege-
versicherung – fortentwickelt hat. 

Nach der Judikatur des Bundesverfassungs-
gerichts umfasst der „entwicklungsoffene Gat-
tungsbegriff“ Sozialversicherung alles, was sich 
der Sache nach Sozialversicherung darstellt.1 Kon-
stitutiv dafür sind (I) die gemeinsame Deckung 
eines in seiner Gesamtheit schätzbaren Bedarfs 
durch die Verteilung auf eine organisierte Viel-
heit, (II) das sozialpolitische Anliegen des Aus-
gleichs besonderer Lasten Einzelner oder einzel-
ner Gruppen dieser Vielheit, (III) die organisatori-
sche Bewältigung dieser Aufgabe durch selbststän-
dige Anstalten und Körperschaften des öffent  li-
chen Rechts, sowie (IV) die Finanzierung dieser 
sozial politischen Aufgabe durch Abgaben (Beiträ-
ge) der Beteiligten2 (leitbildhaft: Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber, „zeitgemäß modern“ auch ggf. 
für  bestimmte Gruppen von Selbstständigen, auch 
bestimmte Dritte – so die Vermarkter/Verwerter 
publi zistischer künstlerischer Leistungen in der 
Künstlersozialversicherung).

Die Sozialversicherung hat insofern ein spe-
zifi sches Profi l, das für sie charakteristisch ist und 
von den anderen Typen der sozialen Sicherung 
un terscheidet.3 Sie wird maßgeblich geprägt durch 
das Versicherungsprinzip, das i. d. R. die Fähigkeit 
der Beteiligten voraussetzt, aus dem eigenen Er-
werbseinkommen zur gemeinsamem Risikovor-
sorge Beiträge zu leisten (Vorsorgefähigkeit). An-
dererseits erfasst die als Zwangsverband organi-
sierte Sozialversicherung Personenkreise, deren 
Vorsorge nicht der Eigeninitiative und dem Markt 
überlassen werden kann, weil sie der Wechselfälle 

des Lebens nicht Herr zu werden vermögen, die 
mithin sozial schutzbedürftig und auf Solidarität 
angewiesen sind. Die Sozialversicherung bezieht 
sich insofern ihrer Konzeption nach auf Gruppen 
der Bevölkerung, nicht auf die Gesamtheit der Bür-
ger, und sie wahrt dadurch den Zusammenhang 
mit ihrem Urbild, dass sie sich primär ausrichtet 
auf Arbeitnehmer und in ihrer Ausweitung auf 
andere Erwerbstätige auf die regelhafte Schutzbe-
dürftigkeit der sozio-professionellen Gruppe, der 
sie angehören.

Die Zugehörigkeit zur Sozialversicherung 
setzt insofern an spezifi schen Gemeinsamkeiten 
des gesellschaftlichen Lebens an: (I) Erwerbstätig-
keit, und zwar ursprünglich Erwerbstätigkeit ab-
hängiger Art und damit auf die Stellung im Er-
werbsleben abstellend; (II) soziales Schutzbedürfnis 
und ihre solidarische Absicherung; (III) Erwerbs-
einkommen, das dazu befähigt, zur staatlich vermit-
telten Vorsorge einen eigenen Beitrag (als zweck-
gebundene Abgabe im Unterschied zur Steuer als 
einer von einer bestimmten Zweckbindung freien 
Abgabe) zu leisten, d. h. vorsorgefähig macht.

Im Spannungsverhältnis zwischen dem 
Schutz der Freiheit des Einzelnen und den Anfor-
derungen einer sozialstaatlichen Ordnung hat 
der Gesetzgeber eine weite Gestaltungsfreiheit.

Bei der Einführung der Krankenversicherung 
der Landwirte beispielsweise hat der Gesetzgeber 
seinerzeit von dieser Gestaltungsfreiheit Gebrauch 
gemacht. Die steigenden Krankheitskosten ließen 
das Risiko der Landwirte, die überhaupt nicht 
oder nur unzureichend gesichert waren, für den 
Krankheitsfall allzu groß erscheinen. Daher be-
stand für den Gesetzgeber ein hinreichender 
 Anlass zur Einführung einer Pfl ichtversicherung 
für diesen Personenkreis.4 

Im Laufe der Zeit ist die GRV bis auf heute   
rd. 80 v. H. der erwerbstätigen Bevölkerung aus-
gedehnt worden. Die gesetzliche Pfl egeversicherung 
um fasst hingegen rd. 98 v. H. der Bevölkerung. 
Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Elften Buch 
des Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl egeversicherung 
– (SGB XI), welches durch das Gesetz zur sozialen 

1 Vgl. BVerfGE 11, 105 (112)
2 Vgl. BVerfGE 11, 105 (113); 75, 108 (146); 87 1 (34)
3 Vgl. BVerfGE 18, 257 (270)
4 Vgl. BVerfGE 10, 354 (370 f.); 29, 221 (235)
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Absicherung des Risikos der Pfl egebedürftigkeit 
(Pfl ege-Versicherungsgesetz) vom 26. Mai 19945 
eingeführt worden ist, somit die rechtliche Grund-
lage für eine Volksversicherung geschaffen. 

Der weitaus größte Teil der Versicherten ge-
hört der sog. Pfl egeversicherung als einer öffent-
lich-rechtlichen Versicherung an, der kleinere 
Teil hat Verträge zur Absicherung des Risikos der 
Pfl egebedürftigkeit mit privaten Krankenversiche-
rungsunternehmen abgeschlossen (sog. Pfl ege-
Pfl ichtversicherung). Beide Versicherungszweige 
zusammen bilden in Abgrenzung zur freiwilligen 
privaten Pfl egeversicherung die gesetzliche Pfl ege-
versicherung. 

In seinen Urteilen zur Verfassungsmäßigkeit 
des Pfl ege-Versicherungsgesetzes (SGB XI) hat das 
Bundesverfassungsgericht entschieden, dass der 
zur sozialpolitischen Gestaltung berufene Gesetz-
geber eine im Grundsatz alle Bürger erfassende 
Pfl egeversicherung einrichten durfte, um die Auf-
bringung der für die Pfl ege hilfebedürftigen Men-
schen notwendigen fi nanziellen Mittel auf der 
Grundlage eine Pfl ichtversicherung sicherzustel-
len, auch die Fürsorge für Menschen, die – z. B. 
im Alter – zu den gewöhnlichen Verrichtungen 
im Ablauf des täglichen Lebens nicht in der Lage 
sind, gehöre zum sozialen Aufgabenbereich der 
staatlichen Gemeinschaft (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 
1 S. 1 GG). Soweit der durch die Pfl egebedürftig-
keit hervorgerufene Hilfebedarf fi nanzielle Auf-
wendungen notwendig macht, sei es eine legi-
time Maßnahme des zur sozialpolitischen Ge-
staltung berufenen Gesetzgebers gewesen, die 
pfl egebedürftigen Personen einer Pfl ichtversiche-
rung zu unterwerfen.6  

Die Einführung einer grundsätzlich alle Bür-
ger umfassenden obligatorischen Sozialversiche-
rung  gegen  das  Risiko  der  Pfl egebedürftigkeit 
war geeignet, die vom Gesetzgeber angestrebten 
Ziele in hinreichendem Maße zu erreichen, ob-
gleich die gesetzliche Pfl egeversicherung die Leis-
tungen im Pfl egefall begrenzt – „deckelt“ – (§§ 36 

SGB XI), ihre Leistungen mithin nicht ausrei-
chen, die notwendige Hilfe – im Unterschied zur 
„Vollkasko-Sozialversicherung“ GKV – in vollem 
Umfang abzudecken. Die Finanzierung von Pfl e-
geleistungen aus Beiträgen und Prämien einer 
 fl ächendeckenden Pfl ichtversicherung trägt näm-
lich entscheidend dazu bei, eine leistungsfähige 
und bedarfsgerechte Pfl egeinfrastruktur – jeden-
falls mittelfristig – zu schaffen. 

Der Gesetzgeber durfte die Einführung einer 
Pfl egepfl ichtversicherung auch für erforderlich 
halten, weil eine hinreichende anderweitige Absi-
cherung des Pfl egerisikos der Bevölkerung nicht 
bestand; große Teile der Bevölkerung waren näm-
lich offenkundig nicht bereit, sich freiwillig ge-
gen das Pfl egerisiko abzusichern, und der Gesetz-
geber durfte aus der mangelnden Bereitschaft zu 
entsprechender freiwilligen Eigenvorsorge den 
Schluss ziehen, dass es der Bevölkerung am gebo-
tenen Risikobewusstsein fehlte und sie – anders 
als im Falle des Risikos Krankheit – keinen hinrei-
chenden „(Ver-)Sicherungsdruck“ verspürte.

Der Gesetzgeber durfte in die Pfl ichtversi-
cherung auch grundsätzlich alle Bürger einbe-
ziehen, weil das Risiko, pfl egebedürftig zu wer-
den, allgegenwärtig ist und bei jedem Menschen 
– etwa als Folge einer Schädigung bereits bei Ge-
burt oder durch Unfall – eintreten kann. Seinen 
weiten Gestaltungsraum hat der Gesetzgeber so-
mit auch dadurch, dass er bereits Personen mitt-
leren und jungen Alters als schutzbedürftig an-
gesehen und einer Versicherungspfl icht unter-
worfen hat, nicht überschritten. 

Die Einbeziehung in die Pfl ichtversicherung 
und die gesetzliche Verpfl ichtung zum Abschluss 
eines Pfl ege-Pfl ichtversicherungsvertrages stellte 
schließlich für die Betroffenen auch keine unver-
hältnismäßige Belastung dar, macht sie doch ein 
Lebensrisiko mit für die große Mehrheit der Be-
völkerung fi nanziell nicht tragbaren Folgen durch 
vergleichsweise geringe fi nanzielle Aufwendun-
gen beherrschbar.7

5 BGBl. 1974 S. 1014.
6 Vgl. BVerfGE 103, 197 (231 f.); ferner die weiteren Urteile des Bundesverfassungsgerichts zur gesetzlichen Pfl egeversicherung: BVerfGE 

103, 225 ff.; E 242 ff., E 271 ff.
7 Vgl. Sachverständigenrat (SVR) zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Jahresgutachten 2006/2007, Wiesbaden 

2006, S. 262.
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2.2 Allgemeine Handlungsfreiheit 
 (Art. 2 Abs. 1 GG)

Was die Verfassungsmäßigkeit der Einführung 
der Pfl egeversicherung unter grundrechtlichen 
Vorzeichen angeht, so hat der Gesetzgeber da-
durch in den Schutzbereich des Art. 2 Abs. 1 GG 
– zu dem auch die Vertragsfreiheit gehört – einge-
griffen, dass er im Zusammenhang mit der Ein-
führung der gesetzlichen Pfl egeversicherung pri-
vat gegen Krankheit versicherte Personen zum 
Abschluss eines privaten Versicherungsvertrages 
zur fi nanziellen Absicherung des Pfl egebedürftig-
keitsrisikos verpfl ichtet hat.8 

Soweit die Pfl ichtversicherung in Gestalt der 
Beitragszahlungspfl icht fi nanzielle Lasten zur Fol-
ge hat, wird in die Privatautonomie und in die 
wirtschaftliche Betätigungsfreiheit eingegriffen. 
Zur Freiheit der Person gehören nämlich auch die 
Freiheit des Lebensentwurfs und der Lebensge-
staltung einschließlich der Freiheit, selbst darü-
ber zu entscheiden, ob und wie man gegen Hilfs-
bedürftigkeit – etwa infolge von Pfl egebedürftig-
keit – vorsorgt. 

Das Grundrecht der allgemeinen Handlungs-
freiheit ist allerdings nur in den Schranken der 
verfassungsmäßigen Ordnung gewährleistet (Art. 
2 Abs. 1 HS. 2 GG), zu der alle Rechtsnormen ge-
hören, die formell und materiell mit dem Grund-
gesetz in Einklang stehen und auch dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit entsprechen.9  Der 
Gesetzgeber ist befugt, ordnend in das Wirt-
schaftsleben einzugreifen, und kann zu diesem 
Zweck auch Pfl ichten auferlegen. Die Verpfl ich-
tung zur Zahlung von Abgaben berührt zwar 
nicht die Berufsfreiheit (Art. 12 GG), jedoch die 
wirtschaftliche Handlungsfreiheit, verletzt aber 
nicht den Art. 2 Abs. 1 GG, da den Betroffenen 
ein angemessener Spielraum verbleibt, sich wirt-
schaftlich  frei  zu  entfalten,  jedenfalls  solange 
die Ausgabenbelastung nicht unverhältnismäßig 
ist.10 

Die Aufhebung der Jahresverdienstgrenze in 
der Rentenversicherung der Angestellten verletz-
te seinerzeit – so das Bundesverfassungsgericht – 
nicht die Grundrechte der höherverdienenden 
Angestellten aus Art. 2 Abs. 1 GG.11 Durch diese 
Maßnahme wurden seinerzeit die „besserverdie-
nenden“ Angestellten erstmals gesetzlich ver-
pfl ichtet, für das Alter sowie die Berufs- und Er-
werbsunfähigkeit in einer bestimmten Weise und 
in einer bestimmten Höhe Vorsorge zu treffen. 
Der Gesetzgeber ging dabei davon aus, dass die 
Betroffenen trotz Fähigkeit zur Eigenvorsorge ge-
nerell sicherungsbedürftig im Sinne des Sozial-
versicherungsrechts waren. Die Bereitschaft und 
Fähigkeit zur Selbstvorsorge im Einzelfall durften 
dabei unberücksichtigt bleiben. Der Gesetzgeber 
stellte damit das Interesse des Einzelnen an der 
freien Entfaltung seiner Persönlichkeit insoweit 
zurück, als mangels einer Wahlmöglichkeit zwi-
schen freiwilliger Versicherung und Zwangsver-
sicherung der Einzelne sozialversicherungspfl ich-
tig gemacht wurde. Die Regelung hat aber die 
Handlungsfreiheit nicht entscheidend beein-
trächtigt, weil sie den Einzelnen nur verpfl ichte-
te, eine an sich selbstverständliche Eigenvorsorge 
in einer bestimmten Art und Weise zu treffen, wobei 
diese Entscheidung überdies in der Lebenswirk-
lichkeit i. d. R. weitgehend bereits im Vorhinein 
durch die Wahl des Berufs getroffen worden ist. 
Das Gewicht, das der Eingriff in Gestalt einer 
Zwangsversicherung hat, wird darüber hinaus 
noch weiter dadurch gemindert, dass die Beitrags-
bemessungsgrenze die Aufwendungen, die für die 
staatlich vorgeschriebene Vorsorge in Gestalt von 
Beiträgen gemacht werden müssen, nach oben 
begrenzt: Wer mit seinem Jahresarbeitsverdienst 
diese Grenze übersteigt, braucht die Beiträge nur 
in der ihr entsprechenden Höhe zu entrichten, 
erhält allerdings auch nur eine dem beitrags-
pfl ichtigen Einkommen entsprechende Gegenleis-
tung (Rente); jenseits der Beitragsbemessungs-
grenze bleibt mithin jeder überschießende Ver-

  8 Vgl. BVerfGE 103, 197 ff.
  9 Vgl. BVerfGE 65, 1 (44); 75, 108 (154 f.); 97, 271 (286); st. Rspr.
10 Vgl. BVerfGE 48, 102 (115 f.); ferner E 78, 320 (329); 89, 365 (370; 92, 53 (68 f.)
11 Vgl. BVerfGE 29, 231 ff.
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dienst zur weiteren Vorsorgeplanung frei. Der 
Anteil der an die Gesetzliche Rentenversicherung 
(GRV) zu entrichtenden Beiträge am Gesamtein-
kommen des Versicherten nimmt somit mit stei-
gendem Einkommen prozentual ab; die Beitrags-
bemessungsgrenze lässt dem Einzelnen also, je 
höher sein Einkommen ist, umso mehr wirt-
schaftlichen Spielraum dafür, sich noch weiterer 
und anderer Formen der Alterssicherung neben 
der Sozialversicherung zu bedienen. 

Wenn das Kriterium der sozialen Schutzbe-
dürftigkeit beachtet worden ist, wird die Pfl icht-
versicherung regelmäßig jedenfalls dann trotz 
Vorliegens eines Eingriffs in die allgemeine Hand-
lungsfreiheit verfassungsrechtlich gerechtfertigt 
sein, wenn eine bloße Versicherungspfl icht als 
nicht ausreichend scheint oder der Gesetzgeber 
im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit aus sachli-
chen Gründen, namentlich wegen der Steuerung 
und Koordinierung dieser Systeme, die pfl ichtver-
sicherungsrechtliche Lösung für vorzugswürdig 
hält.

2.3 Eigentum (Art. 14 GG)

Art. 14 GG schützt das Eigentum gegen Eingriffe 
auch in Gestalt von Geldzahlungspfl ichten. Zu 
den von diesem Grundrecht geschützten Rechts-
positionen können grundsätzlich auch öffentlich-
rechtliche Ansprüche und Anwartschaften auf Leis-
tungen der GRV gehören; diese genießen Eigen-
tumsschutz, wenn es sich um vermögenswerte 
Rechtspositionen handelt, die nach Art eines 
Ausschließlichkeitsrechts dem Rechtsträger als 
privatnützig zugeordnet sind, auf nicht unerheb-
lichen Eigenleistungen des Versicherten beruhen 
und seiner Existenzsicherung dienen.12 

Der Gesetzgeber kann Inhalt und Schranken 
des Eigentums näher bestimmen. Für derartige 
Regelungen gilt, dass sie umso eher möglich er-
scheinen, je mehr sie einen sozialen, umso weni-
ger, je mehr sie einen personalen Bezug aufweist. 
Auch verleiht das Ziel, die Funktionsfähigkeit des 
Rentenversicherungssystems zu wahren, derar-
tigen Maßnahmen des Gesetzgebers ein hohes 
Maß an Legitimität.13   

Die Einbeziehung von Kategorien von An-
gehörigen der Freien Berufe in die gesetzliche 
Rentenversicherung könnte durch Streichung der 
Befreiungsmöglichkeit des § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
SGB VI für angestellte Mitglieder berufsstän-
discher Versorgungseinrichtungen erreicht wer-
den. Eine Option wäre die Aufl ösung der beste-
henden Versorgungswerke und die Überführung 
der dort bestehenden Rechte und Pfl ichten in die 
gesetzliche Rentenversicherung. 

Auch die berufsständische Versorgung  fällt 
unter den Gattungsbegriff „Sozialversicherung“ 
nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG. Deshalb genießen 
die Rechtsansprüche und Anwartschaften der 
Mitglieder der berufsständischen Versorgungs-
werke den Schutz der Eigentumsgarantie. 

Eine Überleitung bestehender Ansprüche lie-
ße sich allenfalls als Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Eigentums deuten. Inhalts- und 
Schrankenbestimmungen i. S. d. Art. 14 Abs. 2    
S. 2 GG bedürfen allerdings eines besonderen 
rechtfertigenden Grundes des gemeinen Wohles 
und unterliegen überdies dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit. 

In der Sicherstellung der eigenen Versorgung 
vor dem Hintergrund sozialer Schutzbedürftig-
keit kann im Falle der Mitglieder berufsständi-
scher Versorgungswerke ein solcher Grund wohl 
nicht ohne Weiteres gesehen werden, weil eine 
solche Versorgung i. d. R. auf der Grundlage der 
berufständischen Versorgung gewährleistet ist. 

Ob die Erhaltung der Existenz- und Funk-
tionsfähigkeit des Systems der gesetzlichen Ren-
tenversicherung einen wichtigen, Eingriffe des 
Gesetzgebers in eigentumsgeschützte Rechtsposi-
tionen rechtfertigenden Grund darstellen kann, 
erscheint im konkreten Fall auch zweifelhaft.

Allenfalls wenn der Gesetzgeber die Geeig-
netheit und Erforderlichkeit der Einbeziehung 
der Angehörigen der verkammerten Freien Berufe 
in die GRV mit einer hinreichend tragfähigen 
Tatsachengrundlage untermauern kann und den 
bereits entstandenen eigentumsrechtlichen Posi-
tionen der Betroffenen bei der Ausgestaltung der 
Einbeziehung hinreichend Rechnung trägt, dürf-
ten verfassungsrechtliche Bedenken daran aus-

12 Vgl. BVerfGE 53, 257 (290 f.); 69, 272 (300) 
13 Vgl. BVerfGE 53, 257 ff. (292 ff.)
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geräumt werden können, so dass das Ziel der um-
fassenden sozialen Absicherung aller Selbststän-
digen sowie Sicherung der Existenz- und Funk-
tionsfähigkeit des Systems der gesetzlichen Ren-
tenversicherung die Einbeziehung auch dieser 
Personen gerechtfertigt erscheinen lässt. 

Für „Alt-Fälle“ ist allerdings eine Bestands-
sicherung zu gewährleisten und wären entspre-
chende Übergangsregelungen vorzusehen. Dem-
entsprechend ist bei der Erweiterung des Kreises 
der pfl ichtversicherten Personen zu unterschei-
den zwischen Personen, die bereits Mitglieder be-
stehender Versorgungswerke sind, und poten-
ziellen Neumitgliedern.

Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass der 
Kreis der Betroffenen relativ klein ist, die Betrof-
fenen selbst zumeist „gute Risiken“ darstellen 
und i. d. R. auch eine hohe Lebenserwartung ha-
ben, so dass möglicherweise erhoffte zusätzliche 
„Stabilitätseffekte“ für die GRV in fi nanzieller 
Hinsicht nicht zu erwarten stünden (wie dies 
wohl auch im Falle der Einbeziehung der Beam-
ten der Fall wäre). 

2.4 Gleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG)

Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 
verlangt, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu 
behandeln. Daraus ergeben sich je nach Rege-
lungsgegenstand und Differenzierungsmerkma-
len unterschiedliche Vorgaben und auch Schran-
ken für den Gesetzgeber, die vom bloßen Will-
kürverbot bis zu einer strengen Bindung an Ver-
hältnismäßigkeitserfordernisse reichen. Da eine 
ungerechtfertigte unterschiedliche Behandlung 
von Personen oder Gruppen verhindert werden 
soll, unterliegt der Gesetzgeber bei einer Un-
gleichbehandlung einer verfassungsrechtlichen 
Bindung, und seinem Gestaltungsspielraum sind 
umso engere Grenzen gesetzt, je stärker sich die 
Ungleichbehandlung von Personen bzw. Grup-
pen und Sachverhalten auf die Ausübung grund-
rechtlich geschützter Freiheiten nachteilig aus-
wirken kann. 

Dies ist auch im Hinblick auf die Zwangsmit-
gliedschaft von Versicherten von Bedeutung: So 

war der Gesetzgeber – so das Bundesverfassungs-
gericht14 – nicht gehindert, die Hinterbliebenenver-
sorgung der GRV im Hinblick auf die Anrechnung 
anderweitigen Einkommens abweichend von den 
Rentenleistungen wegen Alters und Invalidität 
auszugestalten. Die Hinterbliebenenrenten un-
terscheiden sich von diesen Versichertenrenten 
nämlich dadurch, dass sie keinen Lohnersatz, 
sondern Unterhaltsersatz darstellen und deshalb 
die Berücksichtigung einer typisierten Bedarfsla-
ge und die genaue Festlegung eines individuellen 
Bedarfs unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Einkommens sachgerecht ist. Aus demselben 
Grunde ist eine unterschiedliche Behandlung 
von Hinterbliebenenrentnern, die über sonstiges 
Einkommen verfügen, und Rentnern ohne wei-
teres eigenes Einkommen gerechtfertigt. 

Es ist auch verfassungsrechtlich nicht gebo-
ten, Einkünfte aus Vermögen, Mieteinnahmen, 
Zinseinkünfte auf die Hinterbliebenenrente an-
zurechnen. Der Gesetzgeber konnte ohne Verstoß 
gegen den Gleichheitssatz von der Berücksichti-
gung solcher Einkünfte mit der Begründung ab-
sehen, dass das System der GRV sich auf die Si-
cherung des Erwerbseinkommens bezieht und 
dementsprechend auch lediglich Beiträge von 
 Erwerbseinkommen erhebt und Erwerbseinkom-
men ersetzt. An ein und demselben Sicherungs-
ziel sind sowohl die Sozialversicherungsbeiträge 
als auch die Sozialversicherungsleistungen (Ren-
ten) ausgerichtet.

Der Gleichheitssatz schreibt schließlich auch 
nicht etwa vor, die Anrechnung von Einkommen 
auf Versorgungsleistungen in den beiden Alterssi-
cherungssystemen GRV einerseits und Beamten-
versorgung andererseits gleich zu regeln. Abgese-
hen vom Ziel der angemessenen Sicherung des Le-
bensstandards im Alter bestehen zwischen beiden 
Systemen deutliche Unterschiede, die eine unter-
schiedliche Regelung zur Anreichung von ander-
weitigen Einkommen rechtfertigen: Die Beamten-
versorgung geht vom Grundsatz der amtsange-
messenen Alimentation aus, wird aus Steuern fi -
nanziert, vom Dienstherrn getragen und ist 
ver fassungsrechtlich – in Art. 33 Abs. 5 GG – ver-
ankert; hingegen ist die GRV eine Zwangsversi-

14 BVerfGE 92, 53 (68 f.) m.w.N.
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cherung, die von öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften durchgeführt wird, deren Leistungen 
durch Beiträge der Versicherten und ihrer Arbeit-
geber fi nanziert werden, und die vom Gedanken 
des sozialen Ausgleichs geprägt wird.15 

Diese Unterschiede lassen es als fraglich er-
scheinen, dass ohne eine Verfassungsänderung 
eine Überführung der Beamten in die GRV mög-
lich wäre; jedenfalls für „Altfälle“ erscheint dies 
ausgeschlossen.

Die Beispiele zeigen, dass der Gleichheitssatz 
einer aus sachlichen Gründen erfolgenden Einbe-
ziehung einzelner Gruppen von Selbstständigen 
in die Sozialversicherung nicht entgegensteht. 
Für bereits anderweitig sozial gesicherte Selbst-
ständige – z. B. Mitglieder berufsständischer Ver-
sorgungswerke und Beamte – sind sowohl eine 
Ausnahme von der Versicherungspfl icht über-
haupt als auch besondere Regelungen mit Rück-
sicht auf die bestehenden Sicherungsformen – und 
ggf. ihre „Überlebensfähigkeit – sowie entspre-
chende Übergangsregelungen nicht nur denkbar, 
sondern wohl auch notwendig.

Rechts- und sozialpolitisch könnte dies in 
die Überlegung münden, eine erste Stufe der Aus-
weitung der Sozialversicherungspfl icht in der GRV 
auf geringfügig Beschäftigte und noch nicht ander-
weitig gesicherte Selbstständige zu beschränken.

3. Europarechtliche Fragen

Die Sozialpolitik ist auch in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union nach wie vor grundsätz-
lich Angelegenheit der Mitgliedstaaten. Es ist 
dem nationalen Gesetzgeber heute und  auch 
künftig auch unter Berücksichtigung des Anwen-
dungsvorrangs genießenden EG-Rechts nach wie 
vor möglich, von sich aus festzulegen, wer wie in 
seinem System der sozialen Sicherheit gesichert 
ist, ob einzelne Kategorien – z. B. Arbeitnehmer 
– oder auch alle Erwerbstätigen, alle Staatsbürger 
oder alle Einwohner. 

Das Europäische Wettbewerbsrecht fi ndet auf 
die GRV keine Anwendung, da ihre Träger auf-

grund der Ausgestaltung des Rentenversiche-
rungsrechts kein Unternehmen i. S. d. EG-Wett-
bewerbsrechts ist.

Die Europäische Sozialrechtskoordinierung, ge-
regelt in den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 
und 574/72 – künftig: Verordnung (EG) Nr. 883/04 
und ihre noch zu erlassende Durchführungsver-
ordnung – über die soziale Sicherheit der Wan-
derarbeitnehmer, welche im Interesse der Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer Nachteile im Hinblick 
auf die soziale Sicherheit diesen „Wanderern“ 
vermeiden oder ausgleichen soll, ist zwar durch-
aus darauf angelegt, auch Systeme der sozialen 
Sicherheit, die alle Bürger einzubeziehen, zu um-
fassen, setzt dies aber nicht voraus, sondern 
nimmt die jeweilige mitgliedstaatlich vorgenom-
mene Ausgestaltung der Systeme in personeller 
Hinsicht hin und fi ndet dementsprechend auch 
auf eine bloße Arbeitnehmerversicherung in glei-
cher Weise wie auf eine Erwerbstätigen- oder auch 
Volksversicherung Anwendung. Das Europäische 
Koordinierungsrecht, welches zur Gleichbe-
handlung EU-ausländischer Arbeitnehmer und 
Selbstständiger mit Einheimischen bzw. Inlän-
dern im Hinblick auf die soziale Sicherheit ver-
pfl ichtet, steht einer Erweiterung des Kreises der 
Sozialversicherten mithin nicht entgegen, ver-
langt sie aber auch nicht. Allerdings wäre eine 
Ausweitung des Anwendungsbereichs der Sys-
teme der sozialen Sicherheit in personeller Hin-
sicht auch unter dem Gesichtspunkt der Euro-
päischen Sozialrechtskoordinierung wünschens-
wert, um möglichst viele sozial schutzbedürftige 
Personen angemessen sozial abzusichern und 
auch in den Genuss der „Segnungen“ der Koor-
dinierungsregelungen kommen zu lassen und 
Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen Rege-
lungen, welche Hindernisse für die Freizügigkeit 
darstellen können, zu vermeiden. 

Eine entsprechende Reform läge überdies 
„im Trend“ einer Europäischen Alterssicherungs-
politik, wie sie Gegenstand der sog. offenen Me-
thode der Koordinierung (OMK) ist, welche aller-
dings nur eine freiwillige Abstimmung der ent-
sprechenden Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten 

15 Vgl. BVerfGE 76, 256 [304 f.].
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anstrebt und die im Bereich der Alterssicherung 
besonders weit fortgeschritten ist.16 

Die Entwicklung in den Mitgliedstaaten, die 
mehrheitlich Erwerbstätigen- oder Volksversiche-
rungen – in unterschiedlichen Formen – kennen, 
geht dementsprechend auch in Richtung auf eine 
Ausweitung des Versichertenkreises. 

Beispielhaft sei hingewiesen auf die jüngste 
Entwicklung in Österreich, wo seit 1.1.2000 eine 
Pensionsversicherungspfl icht besteht für sog. Per-
sonen mit Einkommen aus Dienstverträgen und 
aus „neuer Selbstständigkeit“.17

Ansonsten sind bei jeder Fortentwicklung 
des Sozialversicherungsrechts die Diskriminie-
rungsverbote des Europäischen Gemeinschafts-
rechts wegen der Staatsangehörigkeit und des Ge-
schlechts zu berücksichtigen.

4.  Fazit

Das Bundesverfassungsgericht hat sich aktuell – 
im Juni 2007 – in zwei Verfahren mit Verfassungs-
beschwerden befasst, welche zum einen die Ren-
tenversicherungspfl icht von selbstständigen Leh-
rern und zum anderen die für einen begrenzten 
Zeitraum geltende Möglichkeit betrafen, auf An-
trag unter bestimmten Voraussetzungen von der 
Versicherungspfl icht befreit zu werden.18 (Beide 
Verfassungsbeschwerden sind nicht zur Entschei-
dung angenommen worden.) 

Die Erste Kammer des Bundesverfassungsge-
richts hat in diesem Zusammenhang u. a. fol-
gende Feststellungen getroffen und zugleich die 
Judikatur wie folgt resümiert:

Die Begründung einer Versicherungspfl icht 
gemäß § 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI berührt nicht den 
Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG (Berufsfrei-
heit), da Vorschriften ohne unmittelbar berufs-
regelnden Charakter nur dann in dieses Grund-
recht eingreifen, wenn sie in einem engen Zu-

sammenhang zur Berufsausübung stehen und 
eine „berufsregelnde Tendenz“ aufweisen.19 Mit 
der Auferlegung einer Rentenversicherungspfl icht 
steuert der Gesetzgeber aber weder die Wahl noch 
die Ausübung des Berufs des Betroffenen bzw. des 
Angehörigen der betroffenen Gruppe; § 2 S. 1 Nr. 
1 SGB VI normiert dementsprechend auch keine 
Berufs-, sondern lediglich Beitragspfl ichten.

Der Sozialgesetzgeber greift allerdings in den 
Schutzbereich des Art. 2 Abs. 1 GG (allgemeine 
Handlungsfreiheit) ein, wenn er die Zwangsmit-
gliedschaft in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und die damit verbundene Beitragspfl icht 
anordnet.20 Für dieses Grundrecht gelten jedoch 
die Schranken des Art. 2 Abs. 1 HS. 2 GG, so dass 
es nicht verletzt ist, wenn die Eingriffsnorm so-
wohl formell und materiell verfassungsgemäß als 
auch verhältnismäßig ist und in diesem Zusam-
menhang den rechtsstaatlichen Anforderungen 
des Vertrauensschutzes entspricht. 

Im Spannungsverhältnis zwischen der indi-
viduellen Freiheit und den Anforderungen einer 
sozialstaatlichen Ordnung verfügt der Gesetzge-
ber insofern über einen weiten Gestaltungsspiel-
raum.21 Der Grundsatz des Vertrauensschutzes 
verlangt allerdings ggf. die angemessene Berück-
sichtigung bereits bestehender sozialer Absiche-
rung; hier ist dann zwischen ungesicherten und 
bereits über eine soziale Absicherung verfügenden 
Personen und Gruppen zu differenzieren.

Die Begründung einer Rentenversicherungs-
pfl icht für Selbstständige verfolgt auch eindeutig 
einen legitimen Zweck, wenn der Gesetzgeber da-
von ausgehen kann, dass etwa selbstständige Per-
sonen – wie im Falle der selbstständigen Lehrer –, 
die keinen versicherungspfl ichtigen Arbeitneh-
mer beschäftigen, schutzbedürftig sind, weil sie 
wie abhängig Beschäftigte zur Sicherung ihres 
 Lebensunterhalts auf die eigene Arbeitskraft ange-
wiesen sind. 

16 Vgl. Schulte, B.: „Die offene Methode der Koordinierung“ im Bereich der Alterssicherung als Instrument Europäischer Sozialpolitik, in: 
Becker, U. u. a. (Hg.): Alterssicherung in Deutschland. Festschrift für Franz Ruland, Baden-Baden 2007, S. 671 ff. m. w. N.

17 Vgl. dazu Bundesministerium für Arbeit und Soziales, SOZIALKOMPASS Europa, Berlin 2007
18 BVerfG, Beschlüsse vom 26. Juni 2007, 1 BvR 2004/00 u.  BvR 1355/03 (bisher nicht veröff.)
19 Vgl. BVerfGE 75, 108, 153 f.; 81, 108, 121
20 Vgl. BVerfGE 97, 271, 286; 109, 96, 109
21 Vgl. BVerfGE 29, 221, 235; 44, 70, 89
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Neben dem Schutz der Betroffenen dient die 
GRV darüber hinaus insoweit auch dem Schutz 
der Allgemeinheit, als sie der Hilfsbedürftigkeit 
im Alter entgegenwirkt und so eine übermäßige 
Inanspruchnahme der staatlichen Gemeinschaft 
via soziale Grundsicherung und Sozialhilfe ver-
hindert. 

Die Anordnung der Versicherungspfl icht ist 
auch eine geeignete Maßnahme zur Sicherung der 
Altersversorgung, jedenfalls der Gruppe der nicht 
anderweitig hinreichend gesicherten Selbststän-
digen. Der Gesetzgeber darf als Voraussetzung für 
die Versicherungspfl icht in der GRV auch den 
Tatbestand der selbstständigen Tätigkeit genügen 
lassen und damit einen generalisierenden Maß-
stab anlegen, so dass es für die verfassungsrecht-
liche Beurteilung nicht entscheidend darauf an-
kommt, ob der Einzelne konkret sozial schutzbe-
dürftig ist oder möglicherweise deshalb nicht, 
weil sein Lebensunterhalt im Alter bereits an-
derweitig gesichert ist. 

Eine derartige Maßnahme – Einbeziehung in 
die Sozialversicherungspfl icht – wäre auch verhält-
nismäßig, weil das Grundgesetz den Gesetzgeber 
nicht zu einer aus  Sicht der Betroffenen „optima-
len“ Altersvorsorge verpfl ichtet; vielmehr darf er 
im Rahmen seines Beurteilungs- und Ermessens-
spielsraums sachgerecht Lösungen auswählen.

Die neu versicherten Personen werden durch 
die Rentenversicherungspfl icht auch nicht über-
mäßig belastet, weil sie lediglich zu einer an sich 
selbstverständlichen Vorsorge für das Alter in ei-
ner spezifi schen Form gezwungen werden, die ih-
nen persönlich jedenfalls ein Mehr an Sicherheit 
bietet. 

Auch der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 
Abs. 1 GG) würde weder durch die Anordnung 
der Versicherungspfl icht selbst noch durch die 
gerügte ungleiche Erfassung der Versicherungs-
pfl ichtigen verletzt. Ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 
1 GG ist nämlich nur gegeben, wenn der Gesetz-
geber eine Gruppe anders behandelt als eine an-
dere, obwohl zwischen beiden Gruppen keine 
Unterschiede von solcher Art und solchem Ge-
wicht vorliegen, die eine unterschiedliche Be-
handlung rechtfertigen können.22 

Eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung 
im Vergleich zu anderen nicht rentenversicher-
ten anders- oder überhaupt nicht gesicherten 
Selbstständigen wäre nämlich bereits dann nicht 
gegeben, wenn der Gesetzgeber eine Gruppe von 
Selbstständigen z.B. deshalb als besonders schutz-
bedürftig einstufte, weil ihr Lebensunterhalt pri-
mär auf der Verwertung der eigenen Arbeitskraft be-
ruht; er verwendete insofern nämlich ein sachge-
rechtes Kriterium. 

Es besteht auch i. d. R. – Ausnahme Mit-
glieder von Versorgungswerken und Beamte – 
keine hinreichende anderweitige soziale Absiche-
rung gleichsam als Alternative, da große Teile der 
Selbstständigen nicht in der Lage oder aber jeden-
falls nicht bereit sind, sich freiwillig abzusichern. 
Der Gesetzgeber dürfte daher die Einführung ei-
ner Pfl ichtversicherung insofern für erforderlich 
halten, als das abzusichernde Risiko allgegenwär-
tig ist und sich bei jedem Menschen verwirkli-
chen kann. Es dürften dabei grundsätzlich alle 
Betroffenen in die obligatorische GRV einbezo-
gen werden, und zwar auch solche, die im kon-
kreten Fall aufgrund hohen Einkommens oder 
Vermögens nicht individuell schutzbedürftig sind, 
weil der Gesetzgeber insofern typisieren darf. 

Auch in der Vergangenheit sind ganze 
 Gruppen – Handwerker, Landwirte, Künstler und 
Publizisten – in die Sozialversicherung einbezo-
gen worden und insoweit ist auch von der indivi-
duellen Schutzbedürftigkeit abstrahiert worden. 

Zugleich darf dem Umstand Rechnung getra-
gen werden, dass die Sozialversicherung „sozial“ 
ist, d. h. nicht allein durch das Versicherungsprin-
zip, sondern eben auch durch den Grundsatz des 
sozialen Ausgleichs bzw. das Solidarprinzip geprägt 
ist, dem die Pfl ichtversicherung entspricht, die 
alle Versicherten auch in den sozialen, d. h. soli-
darischen Ausgleich einbezieht. 

Darüber hinaus darf – und muss – der Gesetz-
geber auch dafür Sorge tragen, dass die Sozial-
versicherung fi nanziell stabil ist: Dies setzt vo-
raus, dass nicht nur „schlechte“ Risiken, sondern 
auch „gute“ – die zur Umverteilung beitragen – 
erfasst werden. Dabei ist die Einbeziehung „gu-
ter“ Risiken keineswegs ausschließlich eine Be-

22 Vgl. BVerfGE 109, 96, 123
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lastung der Betroffenen mit einer „fremdnüt-
zigen“ Abgabe, sondern sie kommen auch selbst 
in den Genuss der Sozialversicherungsleistungen, 
da sie ja gleichfalls entsprechende Ansprüche er-
werben.

Den Spezifi ka sozial schwacher Gruppen – 
geringfügig Beschäftigten und „neuer Selbststän-
digen“ – ließe sich dadurch Rechnung tragen, 
dass – etwa wie im Falle der geringfügig Beschäf-
tigten – der Zugang zur Sozialversicherung er-
leichtert – nicht zuletzt fi nanziell – und gegen-
über dem Ist-Zustand vorverlagert wird. 

Eine entsprechende Beitrags- und/oder Leis-
tungsgestaltung beinhaltet keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken, da für eine derartige Aus-
gestaltung der Rentenversicherung sachliche, dem 
Gleichheitssatz nicht widersprechende Gründe 
sprächen wie die erhöhte Schutzbedürftigkeit des 
betroffenen Personenkreises. 

In der Vergangenheit war die sogenannte 
Rente nach Mindesteinkommen ein Beispiel für 
eine derartige modifi zierende Ausgestaltung des 
Sozialversicherungsrechts. Das die GRV charakte-
risierende Äquivalenzprinzip – in der GRV ohne-
hin bereits stets geringer ausgeprägt – ließe sich 

in Richtung auf ein Mehr an Umverteilung nicht 
zuletzt nach ausländischen Vorbildern – modifi -
zieren.

Im Hinblick auf „vorsorgeschwache“ Selbst-
ständige wäre ggf. auch zu diskutieren, ob nicht 
das anzustrebende Sicherungsniveau auf ein – das 
Sozialhilfe bzw. Grundsicherungsniveau freilich 
übersteigendes – Grundvorsorgeniveau begrenzt 
werden sollte (in Ansehung an die für Handwer-
ker und Landwirte geltenden Regelungen).

Die Einbeziehung der Selbstständigen – oder 
einzelner Gruppen von ihnen – begegnet keinen 
durchgreifenden sozialen, verfassungs- und euro-
pa-(= EG) rechtlichen Bedenken, sofern bestehen-
den anderen Sicherungsformen – etwa der Mit-
gliedschaft in einem berufsständischen Versor-
gungswerk oder durch die Beamtenversorgung – 
entweder durch eine Ausnahme von der Ver   si-
cherungspfl icht oder aber durch besitzstandswah-
rende Übergangsregelungen – gebührend Rech-
nung getragen wird.

Eine Erwerbstätigensozialversicherung für 
den Fall der Minderung oder des Wegfalls der Er-
werbsfähigkeit und des Alters ist rechtlich zuläs-
sig.
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1. Hintergrund und Aufgabenstellung 

Hintergrund

Die fi nanzielle Absicherung der Rentner in 
Deutsch land wird zukünftig immer schwieriger. 
Dazu tragen vor allem die Folgen von Arbeits-
losigkeit und die zunehmende Bedeutung von 
Nicht normalarbeitsverhältnissen sowie das lang-
fristig zu erwartende fl achere Wirtschaftswachs-
tum bei. Darüber hinaus verdüstert die demogra-
phische Entwicklung, die zu einer fortgesetzten 
Ver schlechterung der Relation von Beitragszah-
lern und Rentnern führt, die fi nanziellen Perspek-
tiven im Alter.

Vor allem zwei Faktoren spielen hier eine be-
sondere Rolle:
• Durch die Alterung der Gesellschaft verschlech-

tert sich die Relation von Beitragszahlern zu 
Rentenempfängern. Dieser Effekt lässt sich 
nach den geltenden gesetzlichen Vorschriften 
über den maximalen Beitragssatz bis zum Jahr 
2030 nur zum Teil durch eine Anhebung der 
Beitragssätze ausgleichen. Mit steigendem Bei-
tragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV) steigen die Lohnneben kosten, was ten-
denziell zu einer weiteren Verschärfung der Ar-
beitsmarktlage führen würde. Bereits mit dem 
Rentenreform gesetz 1999 wurde daher beschlos-
sen, einen Teil der zu erwartenden Zukunftsbe-
lastungen infolge der demographi schen Alte-
rung auf die Rentner der GRV zu verlagern. Die 
demogra phische Belastung wird somit zwischen 
Rentnern und Beitrags zahlern aufgeteilt. Da-
mit sinkt generell das Absicherungsniveau der 
GRV-Rentner.

• Auf der individuellen Ebene steht die Absiche-
rung vor allem für solche Versicherten und 
künftige (Neu-)Rentner in Frage, deren Erwerbs-
biographien aus unterschiedlichsten Gründen 

Finanzierung einer Erwerbstätigenversicherung

Kerstin Windhövel

für längere Phasen unterbrochen waren. In 
Zeiten hoher Arbeits losigkeit und einer inten-
siveren Flexibilisierung auf dem Arbeitsmarkt, 
die sich auch in der zunehmenden Bedeutung 
sog. Nichtnormalarbeitsverhältnisse zeigt, sind 
unterbrochene Erwerbsbiographien keine Aus-
nahmeerscheinung. Die GRV, die ursprünglich 
darauf angelegt war, nach einem „erfüll ten Ar-
beitsleben“ (d.h. nach 45 Beitragsjahren) den 
gewohnten Lebensstandard im Alter zu si-
chern, kann diesen Anspruch unter den geän-
derten Verhältnissen für immer weniger Versi-
cherte gewährleisten. Die zunehmende Bedeu-
tung von Phasen der Arbeitslosigkeit sowie von 
Nichtnormalarbeitsverhältnissen innerhalb der 
Lebensverläufe vieler Erwerbsfähiger verschlech-
tert für viele Menschen aufgrund geringerer/ 
keinerlei Beitragsleistun gen während zuneh-
mend mehr Jahren zur gesetzlichen Ren ten-
versicherung die Aussichten auf eine Rente 
oberhalb des Sozialhilfeniveaus.

Um diese Einzelthemen dreht sich schon seit vie-
len Jahren eine intensive Diskussion, in der aus 
unterschiedlichen Richtungen Vorschläge zur Lö-
sung des Rentenproblems unterbreitet werden. 
Eine wichtige Rolle innerhalb der vorgeschlage-
nen Lösungsmöglichkeiten spielt die Verbreite-
rung der Finanzie rungsbasis der GRV. Eine Ein-
gliederung von Beamten, Selbststän digen und 
ge ringfügig Beschäftigten in die Versicherungs-
pfl icht der GRV eröffnet eine breitere Finanzie-
rungsbasis, auf deren Grund lage das Ziel der Si-
cherung eines transferunabhängigen Lebens stan-
dards gleichermaßen für alle Personengruppen 
besser erreicht werden kann.

Vor allem aus folgenden Gründen erscheint 
die Eingliederung aller Personengruppen in die 
Versicherungspfl icht der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sinnvoll:
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• Besondere Schutzbedürftigkeit und Vermei-
dung von Altersarmut: Vor allem bei Selbst-
ständigen, die keinerlei obligatorischer Alters-
sicherungspfl icht unterliegen, sowie bei gering-
fügig Beschäftigten werden oftmals keine oder 
nur geringe Rücklagen für das Alter gebildet. 
Da es sich hier größtenteils um Menschen mit 
geringen Einkommen und ebenso geringen 
Vermögenswerten handelt, haben diese Perso-
nengruppen ein besonders hohes Risiko späte-
rer Altersarmut und unterliegen einer besonde-
ren staatlichen Schutzbedürftigkeit. Die Nicht-
Existenz eines Pfl ichtversicherungssystems für 
die Altersvorsorge bei den meisten Arten der 
selbstständig Tätigen (ausgenommen sind die 
Kammerberufe) verstärkt ein mögliches Free-
Rider-Verhalten. Es werden keine Rücklagen 
während der Erwerbsphase aufgebaut und spä-
ter Sozialtransfers zur Mindestsicherung im Al-
ter verwendet. Durch eine Erwerbstätigenversi-
cherung wäre ein derartiges Free-Rider-Verhal-
ten nicht mehr möglich.

• Gleichbehandlung aller Personengruppen: Der-
zeit werden die Beamtenpensionen aus dem lau-
fenden Staatshaushalt getragen. Es existieren 
nur minimale Rücklagen. Vor dem Hinter-
grund der demographischen Entwicklung und 
der zunehmenden Pensionierungen bei den 
Beamten ist hier zukünftig mit massiven Bela-
stungen der öffentlichen Haushalte zu rech-

nen. Die selbstständigen Kammerberufe (Ärzte, 
Architekten, Notare, Rechtsanwälte, etc.) sind 
bei den berufsständischen Versorgungswerken 
pfl ichtversichert. Deutschlandweit existieren 
über 300 Versorgungseinrichtungen. Im euro-
päischen Vergleich ist Deutschland das einzige 
Land, in dem nur die sozialversicherungspfl ich-
tigen Arbeiter und Angestellten in der GRV 
pfl ichtversichert sind. In allen anderen Län-
dern unterliegen die Selbstständigen und auch 
die Beamten einer universellen gesetzlichen 
Rentenversicherungspfl icht. Einen Überblick 
über die einzelnen pfl ichtversicherten Perso-
nengruppen im europäischen Vergleich gibt 
Tabelle 1:

 Eine Erwerbstätigenversicherung verbessert die 
rentenrechtliche Gleichbehandlung aller Per-
sonengruppen eines Landes. Gleichzeitig wird 
die  Statusmobilität  zwischen  den  einzelnen 
 Erwerbsformen erhöht und die Systemerhal-
tung der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland langfristig positiv beeinfl usst.

• Statusmobilität: Das derzeitige in Deutschland 
praktizierte Rentenversicherungssystem hemmt 
die Statusmobilität zwischen verschiedenen 
Erwerbsformen und verringert dadurch Wachs-
tumspotenziale. Ist es bislang praktisch unmög-
lich, vom Status eines Beamten in ein Ange-
stelltenverhältnis zu wechseln – die Beiträge 
des gesamten Versichertenverlaufs müssten in 

 

Tabelle 1: 

Versichertenkreis der verpfl ichtenden Alterssicherungen Europa

prognos 2007

 Abhängig beschäftigte Selbstständige Nicht Erwerbstätige  
 Arbeitnehmer

 Arbeitnehmerversicherung      
 Deutschland

   Erwerbstätigenversicherung     
  Belgien, Frankreich, Griechenland, Großbritannien,
 Luxemburg, Italien, Portugal, Österreich (nur Bundesbeamte)

   Volksversicherung     
   Dänemark, Finnland, Niederlande, Schweden, Schweiz
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1 Die Prognos AG berechnet derzeit innerhalb zweier Gutachten, die von der Hans-Böckler-Stiftung Düsseldorf und von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund beauftragt wurden, die zukünftigen Wirkungen einer Erwerbstätigenversicherung für alle Personengruppen 
und die Wirkungen einer Eingliederung der Selbstständigen, die bislang keine obligatorische Altersvorsorgepfl icht haben, auf wichtige 
Makrogrößen wie Beitragssatz zur GRV und Wirtschaftswachstum. Für die Hans-Böckler-Stiftung wird zusätzlich eine Verteilungsrech-
nung der Wirkungen für die einzelnen Personengruppen vorgenommen. Mit dem Abschluss beider Projekte ist zum Sommer/Herbst 
2008 zu rechnen.

die Kassen der GRV nachentrichtet werden – so 
wären diese Barrieren bei Existenz einer Erwerbs-
tätigenversicherung aufgehoben. Vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden Aufl ösung ehe mals 
staatlicher Betriebe hätte eine Erwerbstätigen-
versicherung hier zu signifi kant besseren Mög-
lichkeiten für die Beschäftigten geführt als bei-
spielsweise Auffanggesellschaften sie noch vor 
wenigen Jahren darstellten. Auch vor dem Hin-
tergrund wachstumstheoretischer Überlegun-
gen sind Anpassungsbarrieren auf den Arbeits-
märkten grundsätzlich negativ zu beurteilen.

Erhaltung des Systems der gesetzlichen Renten-
versicherung: Vor dem Hintergrund der zukünfti-
gen Entwicklungen (demographische Entwicklung, 
Wirtschaftswachstum, Entwicklung des sozialver-
sicherungspfl ichtigen Entgelts, etc.) ist das  deutsche 
Rentenversicherungssystem nach wie vor nicht als 
„sicher für alle“ zu bezeichnen. Die schlechte 
Entwicklung der sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigung während der letzten Jahre führte 
zu stetigen Leistungskürzungen bei allen GRV-Leis-
tungen, wodurch zukünftig oftmals auch nach län-
geren Pfl ichtversicherungszeiten keine Lebensstan-
dard sichernden Altersrentenleistungen mehr aus-
gezahlt werden. Eine Erwerbstätigenversicherung 
kann das System auf eine breitere Basis stellen, 
die zum einen für die Versicherten keine Versi-
cherungslücken während Zeiten der Selbstständig-
keit/geringfügigen Beschäftigung mehr generiert 
als auch für das System durchgehende Einzah-
lungen mit sich bringt.   

Sowohl aus mikroökonomischer Sicht (indi-
viduelle Einkommensverläufe, Verteilungswirkun-
gen zwischen einzelnen Personengruppen), wie 
auch aus makroökonomischer Sicht (Systemsta-
bilität, Wirtschaftswachstum) kann ein Übergang 
zu einer Erwerbstätigenversicherung in Deutsch-
land positive Wirkungen generieren.1 

1.2 Aufgabenstellung

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen soll 
innerhalb dieser Expertise die Einführung einer 
Erwerbstätigenversicherung in der Alterssiche-
rung in Deutschland aus Finanzierungssicht be-
leuchtet werden.

2. Kurzfassung

Deutschland ist derzeit das einzige Land Europas, 
in dem nur Arbeiter und Angestellte in einem ob-
ligatorischen staatlichen Rentenversicherungssys-
tem versichert sind. Vor allem bei Selbstständi-
gen, die keinerlei Vorsorgepfl icht erfüllen müs-
sen, sind oftmals die freiwilligen Ersparnisse für 
das Alter zu gering, um auch nur das Niveau einer 
Sozialhilfeleistung zu erreichen. Die versäumten 
Einzahlungen während der Erwerbsphase müssen 
dann im Alter durch staatliche Leistungen kom-
pensiert werden. Steigende Altersarmut ist die 
Folge.

Darüber hinaus widerspricht das vorhandene 
System dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
und hemmt die Statusmobilität zwischen den 
einzelnen Erwerbsformen. Gerade Letzteres hat in 
wirtschaftlichen Umbruchssituationen negative 
Einfl üsse für das Wirtschaftswachstum.

Vor diesem Hintergrund wird in Deutschland 
seit einiger Zeit die Einführung einer Erwerbstä-
tigenversicherung und damit die Ausweitung der 
Versicherungspfl icht auf alle Personengruppen 
diskutiert. Diese breitere Finanzierungsbasis kann 
– bei sinnvoller Ausgestaltung – zu einer länger-
fristigen Stabilität des Systems der gesetzlichen 
Rentenversicherung beitragen.

Soll in Deutschland eine Erwerbstätigenver-
sicherung eingeführt werden und damit die ge-
setzliche Rentenversicherungspfl icht für alle Per-
sonengruppen gelten, so sind
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• die Beamten,
• die Selbstständigen (Freie Berufe, Landwirte, 

andere Selbstständige, Handwerker nach 18 
Jahren Pfl ichtversicherungszeit)

• und die geringfügig Beschäftigten
in die Versicherungspfl icht der GRV zu integrie-
ren.

Die grundsätzliche Prämisse bei einer Aus-
weitung der Versicherungspfl icht zur GRV auf 
alle Erwerbsformen muss die Gleichstellung aller 
Personengruppen sein. Vor allem dürfen die 
„neuen“ Versicherten nicht besser/schlechter ge-
stellt werden als der bisherige Versichertenbestand. 
Die Beitragszahlungen zur gesetzlichen Renten-
versicherung in Deutschland sind für die Arbeiter 
und Angestellten seit vielen Jahrzehnten paritä-
tisch zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
aufgeteilt. Daran sollte auch zukünftig festgehal-
ten werden, womit die neu zu versichernden Per-
sonengruppen im Sinne der Gleichbehandlung 
ebenfalls die Beitragslast je zur Hälfte tragen müs-
sen, sofern ein gesonderter Arbeitgeber existiert. 
Bereits existierende Sonderregelungen für Künst-
ler und geringfügig Beschäftigte sollten beibehal-
ten werden.

Da bereits für mehrere der neu einzuglie-
dernden Personengruppen eigenständige Versor-
gungswerke existieren, gilt es, den Verbleib oder 
die Übernahme dieser Systeme noch im Einzel-
nen zu prüfen. Besonders die zukünftige Finan-
zierung der berufsständischen Versorgungswerke 
könnte in massive Finanzierungsengpässe gera-
ten. 

3. Möglichkeiten der Finanzierung einer   
 Erwerbs tätigen versicherung

3.1 Versicherter Personenkreis

Ziel einer Erwerbstätigenversicherung im umfas-
senden Sinne ist es, alle Personengruppen in 
Deutschland obligatorisch in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu versichern. Aus Finanzie-
rungssicht müssen damit alle Bevölkerungsgrup-
pen nach ihrem Erwerbsstatus und ihrer damit 
verbundenen Rentenversicherungspfl icht geson-
dert betrachtet werden.

Derzeit existieren in Deutschland verschie-
dene Möglichkeiten, die Rentenversicherungs-
pfl icht zu erfüllen. Einen detaillierten Überblick 
über die Rentenversicherungspfl icht nach den 
einzelnen Erwerbsstati gibt Tabelle 2.

Bislang sind in der deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung nur die sozialversicherungs-
pfl ichtig beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
pfl ichtversichert. Alle anderen Erwerbspersonen 
unterliegen entweder Rentenversicherungspfl ich-
ten in anderen Systemen oder sind gar nicht ren-
tenversicherungspfl ichtig. In einem ersten Schritt 
wird daher der bislang nicht in der GRV versicher-
te Personenkreis näher beleuchtet:
1. Selbstständige: Bei den Selbstständigen ist die 

Rentenversicherungspfl icht sehr heterogen.
a) Landwirte sind in den landwirtschaftlichen 

Alterskassen pfl ichtversichert. Die landwirt-
schaftlichen Alterskassen sind eigenstän -
di sche Körperschaften des öffentlichen 
Rechts.

b) Handwerker sind bereits in der GRV pfl icht-
versichert. Allerdings können sie sich nach 
18 Jahren Einzahlungszeit von der Versi-
cherungspfl icht freistellen lassen.

c) Künstler sind in der Künstlersozialkasse 
pfl ichtversichert.

d) Die Angehörigen freier Berufe, wie Ärzte, 
Apotheker, Zahnärzte, Tierärzte, Notare, 
Rechtsanwälte, etc. sind in ihren jeweili-
gen berufsständischen Versorgungswerken 
pfl icht versichert. Im Gegensatz zur GRV 
sind diese Versorgungswerke mehrheitlich 
kapitalgedeckt und nicht im Umlagever-
fahren fi nanziert.

e) Darüber hinaus unterliegt die größte Grup-
pe der Selbstständigen (Wirte, sämtliche 
Beratungsberufe, Ingenieure, Händler, etc.) 
keinerlei rentenrechtlicher Versicherungs-
pfl icht. 

2. Geringfügig Beschäftigte unterliegen der Ren-
tenversicherungspfl icht in der GRV. Die Leis-
tungen aus der GRV sind jedoch unterschied-
lich, je nachdem ob der geringfügige Arbeit-
nehmer seinen Beitragsteil von derzeit 4,9 
Prozentpunkten freiwillig aufgestockt hat oder 
nicht. Stockt er nicht freiwillig auf, so werden 
für die vom Arbeitgeber entrichteten Beitrags-
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leistungen für den Arbeitnehmer nur Zu-
schläge an Entgeltpunkten ermittelt und der 
zukünftigen Rente aufgeschlagen. Zahlt der 
geringfügige Arbeitnehmer auf, so erhält er 
 einen vollen Rentenanspruch aus dem gering-
fügigen Einkommen sowie auch einen An-
spruch auf Rehabilitationsleistungen.

3. Die Pensionen von Beamten werden aus dem 
laufenden Staatshaushalt fi nanziert. Auf-
grund der zu erwartenden demographischen 
Entwicklung werden seit wenigen Jahren 
Rücklagen für die Beamtenpensionen gebil-
det. Diese jedoch sind nicht ausreichend, um 
die zukünftigen Pensionsansprüche zu de-
cken.

 

Tabelle 2: 

Rentenversicherungspfl icht und Finanzierung des Sicherungssystems nach Erwerbsform   
der Personen

prognos 2007

 Erwerbsstatus pfl ichtversichert Träger Beitragstragung   
 der Person in GRV?  (anteilig am Beitragssatz)

 Arbeiter und ja Gesetzliche Paritätisch: 50% Arbeitnehmer   
 Angestellte   Rentenversicherung und 50% Arbeitgeber

 Handwerker ja Handwerkerversiche- 100% Handwerker  
  (für 18 Jahre) rung (integriert in DRV)

 Künstler ja (über Künstler- Gesetzliche Rentenver- 50% Künstler; 20% Bund;  
  sozialkasse) sicherung (über Künstler- 30% Verwerter2   
   sozialkasse)

 Wehrdienst- ja Gesetzliche 100% Bund   
 leistende  Rentenversicherung

 Landwirte nein Landwirtschaftliche ca. 20% Landwirt   
   Alterskassen ca. 80% Bundeszuschuss

 Freie Berufe/ nein Berufsständische Sebstständiger alleine; Beitrag  
 Kammerberufe  Versorgungswerke im Jahr 2005: Ø 719,22 €

 „Andere“ nein      
 Selbstständige

 geringfügig ja (bei einge-  der derzeitige Beitragssatz von  
 Beschäftigte schränkten  19,9% wird aufgeteilt:   
  Ansprüchen  Arbeit geber 15%, Arbeitneh- 
    mer 4,9% freiwillig

 Beamte nein keine Beiträge; Pensionen werden aus dem laufenden   
   Staatshaushalt fi nanziert

2 Die Künstlersozialabgabe wird bei Unternehmen erhoben, die Werke und Leistungen selbstständiger Künstler und Publizisten gegen 
Entgelt in Anspruch nehmen. Diese sog. „Verwerter“ werden an der Finanzierung der Sozialversicherungsbeiträge beteiligt, da erst durch 
das Zusammenwirken von selbstständiger künstlerischer Tätigkeit und den Verwertern die künstlerischen Werke und Leistungen den 
Verbrauchern zugänglich gemacht werden können. Das Verhältnis zwischen den Verwertern und den selbstständigen künstlerisch 
Schaffenden wird daher als vergleichbar mit dem Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer angesehen.
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3.2 Übergang zu einer Erwerbstätigenversicherung

Soll zukünftig in Deutschland eine Erwerbstäti-
genversicherung eingeführt werden, so müssen 
alle Personengruppen, die bislang nicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung pfl ichtversichert 
sind, in diese Versicherungspfl icht aufgenommen 
werden.

Im Detail bedeutet dies, dass Beamte, sämt-
liche Arten von Selbstständigen (bis auf die Hand-
werker, diese sind bereits in die GRV integriert) 
und die geringfügig Beschäftigten in die Versi-
cherungspfl icht der GRV aufgenommen werden 
müssen.
Dabei stellen sich vor allem folgende Fragen:
1. Wer trägt welchen Anteil des Beitragssatzes 

(Arbeitgeber/Arbeitnehmer/Staat/Verwerter)?
2. Werden alle bislang nicht pfl ichtversicherten 

Bevölkerungsgruppen als Ganzes in die Er-
werbstätigenversicherung integriert oder sol-
len nur neu ins Erwerbsleben eintretende Per-
sonen integriert werden?

3. Was passiert mit den bisherigen Vorsorge sys-
temen, resp. den berufsständischen Versor-
gungswerken und der Künstlersozialkasse, 
wenn zukünftig keine jungen Versicherten 
mehr nachkommen?

3.3 Gleichstellung und Äquivalenzprinzip 

Erste Prämisse einer Eingliederung „neuer“ Perso-
nengruppen in die Versicherungspfl icht der GRV 
sollte die Gleichstellung aller Erwerbsgruppen 
sein. Keine Personengruppe darf gegenüber der 
anderen schlechter oder besser gestellt werden – 
vor allem dürfen die „neuen“ Versicherten gegen-
über den „alten“ nicht besser/schlechter gestellt 
werden. 

Das Äquivalenzprinzip in der gesetzlichen 
Rentenversicherung beschreibt die Äquivalenz 
zwischen Beitrag und Leistung. Die Berücksichti-
gung der Beitragsleistung der Versicherten ent-
spricht genau dann dem Äquivalenzprinzip, 
wenn die Unterschiede in den Rentenleistungen 
für die Versicherten den Unterschieden in den 

früheren Beitragsleistungen der Proportion nach 
entsprechen.3 Dies bedeutet, dass ein Beschäftig-
ter, der während seines Erwerbslebens doppelt 
soviel Beiträge wie der Durchschnitt aller Beschäf-
tigten in die GRV einbezahlt hat, später auch eine 
doppelt so hohe Rente wie der Durchschnitts-
rentner erhalten wird. Eine Abkehr vom Äquiva-
lenzprinzip in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung bedeutet eine Veränderung der Grundfesten 
der deutschen Sozialversicherung.

Vor diesem Hintergrund gilt es zu entschei-
den, ob zusätzlich zu einer Fortentwicklung der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung das gesamte System der ge-
setzlichen Rentenversicherung in Deutschland 
grundlegend methodisch und ideologisch verän-
dert werden soll oder ob in das bestehende ideo-
logische System weitere bislang nicht versiche-
rungspfl ichtige Personengruppen aufgenommen 
werden sollen. Zieht man die politische Durch-
führbarkeit beider Reformoptionen in das Ent-
scheidungskalkül ein, so ist es sinnvoll, eine Bei-
behaltung des bisherigen Systems und eine Ein-
gliederung der neuen Personengruppen „zu den 
alten Bedingungen“ anzustreben. Damit entfällt 
die Möglichkeit einer Leistungsaufstockung ohne 
vorangegangenes Beitragsäquivalent. Das Äqui-
valenzprinzip wird beibehalten. 

Vor diesem Hintergrund sollte die Versiche-
rungs- und Beitragspfl icht für eine Erwerbstäti-
genversicherung in Deutschland wie folgt gestal-
tet werden.

3.4 Ausgestaltung der Versicherungspfl icht

Grundsätzlich sollten alle o.g. Personengruppen 
in die Versicherungspfl icht der GRV aufgenom-
men werden. Aus rechtlichen Gründen, vor dem 
Hintergrund der Durchführbarkeit und mit be-
sonderem Augenmerk auf die Schutzbedürftigkeit 
bestimmter Personengruppen wird ein 2-stufi ges 
Verfahren vorgeschlagen. Zu einem ersten Stich-
tag werden die Personengruppen der Selbststän-
digen, die bislang keiner Pfl ichtversicherung un-
terliegen, sowie die geringfügig Beschäftigten in 

3 Lampert, Heinz: „Lehrbuch der Sozialpolitik“, 5. überarb. und erw. Aufl age, Berlin u.a. 1998, S. 259.
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die gesetzliche Rentenversicherungspfl icht aufge-
nommen. Zugleich werden die Regelungen für 
Handwerker den heutigen Bedingungen ange-
passt. Zu einem zweiten Stichtag folgen alle neu-
en Beamten und alle neuen Mitglieder der Freien 
Berufe und die Landwirte.

Existieren Personen, die aus mehr als einer 
Quelle Einkommen beziehen, so wird die Summe 
aller Einkommen bis zur Beitragsbemessungsgren-
ze als versicherungspfl ichtiges Einkommen zu-
grunde gelegt.

Ab einem ersten Stichtag (z.B. dem 01.01. 
2010) werden folgende Personen, die bislang 
nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pfl ichtversichert sind, in die GRV aufgenommen. 
Die Beitragsbemessung erfolgt analog zu den Ar-
beitern/Angestellten aus den jeweiligen Brutto-
einkommen. 
• Die Handwerker unterliegen nach derzeitigem 

Recht für 18 Jahre der Versicherungspfl icht der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Danach kön-
nen sie sich auf Antrag befreien lassen. Diese 
sog. „Handwerkerregelung“ wurde vor dem 
Hintergrund einer gesetzlichen Mindestabsi-
cherung dieser Personengruppe eingeführt. Da 
seitdem das Leistungsniveau für Altersrenten 
kontinuierlich abgesenkt wurde, reichen 18 
Jahre Versicherungs zeit mit einem angenom-
menen Durchschnittseinkommen nicht mehr 
aus, um ein tragbares Mindestsicherungsni-
veau im Alter zu erreichen. Nach derzeitigen 
Berechnungen ist eine Versicherungszeit von 
etwa 35 Jahren notwendig. Vor diesem Hinter-
grund muss die Handwerkerregelung entweder 
stark nach oben korrigiert oder komplett abge-
schafft werden. Da sich laut Bericht der AVID 
2005 die durchschnittliche Versicherungszeit 
der GRV-Ver si cher ten zukünftig kontinuierlich 
bis auf Werte um ca. 37 Jahren in der Geburts-
kohorte 1957–1961 verringern wird4, schlagen 
wir aus Vereinfachungsgründen zum genann-
ten Stichtag eine gänzliche Abschaffung der 
Handwerker-Frei stel lung nach 18 Jahren Versi-
cherungszeit vor.

• Alle Selbstständigen, die bislang keiner Versi-
cherungspfl icht unterliegen, werden zum er-
sten Stichtag in die Versicherungspfl icht der 
gesetzlichen Rentenversicherung übernom-
men. Sie tragen ihre Beiträge zu 100% selbst. 
Eine Anlehnung an die bislang bereits gültigen 
Beitragsregelungen für Handwerker mit einer 
Beitragsbemessung nach Regelbeitrag/Höchst-
beitrag und Mindestbeitrag auf Antrag er-
scheint sinnvoll.

• Alle geringfügig Beschäftigten werden zum 
Stichtag in die Versicherungspfl icht der GRV 
mit gleichem Anspruchsniveau wie die Arbei-
ter/Angestellten aufgenommen. Die Beiträge 
werden in ihrer Bemessung beibehalten wie 
bisher. Die Beitragslast liegt damit beim der-
zeitigen Beitragssatz von 19,9 Prozentpunkten 
mit 15 Prozentpunkten beim Arbeitgeber und 
mit 4,9 Prozentpunkten verpfl ichtend beim 
Arbeitnehmer. Über die Aufteilung von zukünf-
tigen Veränderungen des Beitragssatzes zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern muss 
gesondert nachgedacht werden. Es wird jedoch 
eine paritätische Aufteilung der Beitragsverän-
derungen zu je 50% für Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer vorgeschlagen. So partizipieren 
beide Parteien gleichermaßen von zukünftigen 
Be- oder Entlastungen. 

Ab einem zweiten Stichtag (z.B. dem 01.01.2012) 
werden alle weiteren bislang nicht pfl ichtversi-
cherten Personengruppen in die GRV integriert. 
Im Sinne des Bestandsschutzes für Beamte und 
vor dem Hintergrund der bereits erworbenen An-
sprüche der Freien Berufe gegenüber den berufs-
ständischen Versorgungswerken wird empfohlen, 
nur alle nach dem Stichtag neu verbeamteten 
Personen sowie alle nach dem Stichtag neu in 
Freie Berufe/Kammerberufe eintretenden Perso-
nen in die Versicherungspfl icht der GRV aufzu-
nehmen. Alle bereits verbeamteten Personen und 
alle bereits in berufsständische Versorgungswerke 
eingetretenen Personen verbleiben in ihren Sys-
temen. Für diese Personengruppen ändert sich 
nichts.

4 DRV-Schriften (2007): Altersvorsorge in Deutschland 2005 – Alterseinkommen und Biographie, Band 75, S. 201.
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Für den vollständigen Übergang zu einer Er-
werbstätigenversicherung bedeutet dies einen 
Zeitrahmen von rund 60–70 Jahre. Der komplette 
Übergang ist dann vollzogen, wenn der letzte 
 Beamte/der letzte Freiberufl er, der noch aus sei-
nem alten System fi nanziert wird, verstorben ist.
• Alle zum Stichtag neu in die Versicherungs-

pfl icht eintretenden Freien Berufe unterliegen 
damit ab dem zweiten Stichtag der Versiche-
rungspfl icht der GRV. Den Beitrag zur gesetz-
lichen Rentenversicherung trägt der Selbst-
ständige als „sein eigener Arbeitgeber“ alleine. 
Eine Anlehnung an die bislang bereits gültigen 
Beitragsregelungen für Handwerker mit einer 
Beitragsbemessung nach Regelbeitrag / Höchst-
beitrag und Mindestbeitrag auf Antrag er-
scheint auch hier sinnvoll. Für die berufs stän-
dischen Versorgungswerke bedeutet dies, da sie 
ab dem Stichtag keine neuen Mitglieder mehr 
erhalten, dass die Zahl der Versicherten konti-
nuierlich zurückgeht. Es ist im Einzelnen zu 
prüfen, inwieweit die Auszahlungsmöglichkei-
ten der Rentenleistungen der berufsständi-
schen Versorgungswerke durch die abnehmen-
de Zahl von Versicherten beschnitten werden. 
Da die berufsständischen Versorgungswerke 
zwar kapitalgedeckt und nicht im Umlagever-
fahren fi nanziert sind, sollten hier grundsätz-
lich keine allzu großen Zahlungsengpässe auf-
treten. Reicht der (kontinuierlich mit der ab-
nehmenden Zahl an Mitgliedern zu veräußern-
de) Kapitalstock hingegen nicht, die laufenden 
Rentenansprüche zu decken, so geraten die be-
rufsständischen Versorgungswerke in Finanzie-
rungsengpässe. Dieses Problem sollte dringend 
im Rahmen einer eigenständigen detaillierten 
Analyse geprüft werden.

• Alle Landwirte fallen zum Stichtag in die Versi-
cherungspfl icht der GRV. Die Beitragslast liegt 
zu 100% beim Landwirt als selbstständig tätige 
Person. Eine Anlehnung an die Beitragsrege-
lungen für Handwerker ist hier ebenfalls sinn-
voll. Die landwirtschaftliche Alterskasse wird 
in das System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung integriert. 

• Alle neuen Beamten, die nach dem Stichtag in 
den Beamtenstatus übertreten, werden in der 
gesetzlichen Rentenversicherung pfl ichtversi-

chert. Für bereits zuvor verbeamtete Personen 
ändert sich nichts. Im Sinne der Besitzstands-
wahrung erscheint die Möglichkeit einer Ein-
gliederung der bereits verbeamteten Personen 
unrealistisch. Der Beitragssatz wird paritätisch 
zwischen Beamten (Arbeitnehmer) und Staat 
(Arbeitgeber) aufgeteilt. Es ist zu prüfen, ob 
und falls ja in welcher Höhe gegenüber den 
neuen Beamten eine Kompensationszahlung 
von Arbeitgeberseite zu erfolgen hat. Eine Be-
schneidung der Beamtenlöhne zu einem Stich-
tag um (derzeit) 9,95 Prozentpunkte erscheint 
unrealistisch. Wir schlagen daher eine Über-
gangsfrist von 10 Jahren vor: Zum ersten Stich-
jahr (z.B. dem Jahr 2012) wird eine Kompen-
sationszahlung von 9,95 Prozentpunkten (also 
eine volle Kompensation) vom Arbeitgeber ge-
tragen. Diese Kompensationszahlung wird von 
Jahr zu Jahr um einen Prozentpunkt abge-
schmolzen. Im Jahr 2021 erfolgt noch eine 
Kompensationsleistung von 0,95 Prozentpunk-
ten. Ab dem Jahr 2022 erfolgt keinerlei Kom-
pensationsleistung mehr.

4. Folgen einer Erwerbstätigenversicherung

Die Eingliederung der neuen Personengruppen 
mit ihren zur Beitragsbemessung herangezogenen 
Einkommen wird sowohl in der direkten Ein-
gliederungsphase als auch langfristig nachhaltige 
Auswirkungen auf die Beitragssatzentwicklung 
der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutsch-
land mit sich bringen. Die Prognos AG arbeitet 
derzeit an einer detaillierten Simulationsanalyse 
zu dieser Problematik innerhalb eines von der 
Hans-Böckler-Stiftung beauftragten Gutachtens 
zur „Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung“. 
Mit Vorlage des Gutachtens ist zum Sommer/
Herbst 2008 zu rechnen.

Im jetzigen Stadium der Berechnungen ist 
davon auszugehen, dass in der Anfangsphase ei-
ner Erwerbstätigenversicherung über einige Jahre 
die Beitragseinnahmen die zu zahlenden Ren-
tenleistungen übersteigen werden. Werden nur 
„neue“ Beamte und nur „neue“ Freiberufl er ein-
gegliedert, so sind an diese Personen in den ers-
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ten Jahrzehnten kaum Renten wegen Alters aus-
zubezahlen. Der Beitragssatz kann dadurch ten-
denziell sinken. 

Da sowohl Beamte als auch Freiberufl er 
durchschnittlich ein höheres Einkommen auf-
weisen als Arbeiter und Angestellte, werden lang-
fristig höhere Anwartschaften auf Altersrenten 
generiert. Geht man auch von einer höheren Le-
benserwartung dieser Personengruppen aus, so 
werden diese höheren Altersrenten auch über ei-
nen längeren Zeitraum ausbezahlt, was zukünftig 
die Kassen der gesetzlichen Rentenversicherung 
zusätzlich belasten würde.

Vor diesem Hintergrund sollte zusätzlich 
eine Übergangslösung geprüft werden, bei der der 
gegenwärtige Beitragssatz bei Einführung einer 
Erwerbstätigenversicherung festgeschrieben und 

5 Wissenschaftlicher Beirat des BMWi  (1998): „Grundlegende Reform der gesetzlichen Rentenversicherung“, Gutachten für das Bundes-
ministerium für Wirtschaft, Bonn.

damit in den ersten Jahren nicht abgesenkt wird. 
Stattdessen könnte mit den „überschüssigen“ 
Einnahmen ein Kapitalstock aufgebaut werden, 
der dann zur Teildeckung der zukünftig auftre-
tenden zusätzlichen Rentenzahlungen genutzt 
wird. Ein sogenanntes „Untertunnelungsverfah-
ren“ wurde schon einmal im Jahr 1998 vom da-
maligen Wissenschaftlichen Beirat als eine mög-
liche Lösung der Finanzierungsprobleme der ge-
setzlichen Rentenversicherung vorgeschlagen5. 
Vor dem Hintergrund der Einführung einer Er-
werbstätigenversicherung sollte eine derartige 
Möglichkeit nochmals geprüft werden. Sie könnte 
langfristig dazu beitragen, neben der Absicherung 
aller Berufsgruppen in Deutschland auch die ge-
setzliche Rentenversicherung auf eine breitere zu-
kunftsfähige Finanzierungsbasis zu stellen. 
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1. Einführung

Der Sozialverband Deutschland fordert seit lan-
gem die Einführung einer Erwerbstätigenversi-
cherung und hat im Jahr 2006 – gemeinsam mit 
den Gewerkschaften und der Volkssolidarität – 
ein Konzept zur Ausweitung des versicherten Per-
sonenkreises in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung vorgelegt. Danach sollen in einem ersten 
Schritt zunächst die Erwerbstätigen in die Ren-
tenversicherung einbezogen werden, die derzeit 
noch keinem  obligatorischen Alterssicherungs-
system angehören und daher im Regelfall ein be-
sonderes Schutzbedürfnis aufweisen. Dies betrifft 
etwa 3 Millionen Selbstständige sowie knapp 7 
Millionen geringfügig Beschäftigte. Zur Stärkung 
der Solidargemeinschaft und aus Gründen der 
Gleichbehandlung mit den abhängig beschäf-
tigten Erwerbstätigen ist später in einem zweiten 
Schritt zu prüfen, wann auch die Erwerbstätigen 
in der gesetzlichen Rentenversicherung versiche-
rungspfl ichtig werden, die derzeit als politische 
Mandatsträger, als Beamte oder als Mitglieder 
 einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 
bereits in einem eigenständigen Alterssicherungs-
system obligatorisch abgesichert sind. Insoweit 
sind jedoch in besonderem Maße verfassungs-
rechtliche Grenzen zu beachten und die Finanzla-
ge der öffentlichen Haushalte zu berücksichtigen.

Nachfolgend sollen unter Ziffer 2 in einer 
kurzen Übersicht die Notwendigkeit  der Einfüh-
rung einer Erwerbstätigenversicherung, Grund-
sätze zu ihrer Ausgestaltung sowie ihre Auswir-
kungen auf die Finanzlage der gesetzlichen Ren-
tenversicherung angesprochen und damit verdeut-
licht werden, dass die Ausweitung des ver sicherten 
Personenkreises ein wichtiger Schritt zur Stabili-

sierung der gesetzlichen Rentenversicherung und 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit in unserer Gesell-
schaft ist – kein „Trippelschritt“, aber natürlich 
auch keine Maßnahme zur Lösung aller künftigen 
Herausforderungen in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Unter Ziffer 3 wird anschließend 
aufgezeigt, welche gesetzgeberischen Aktivitäten 
– unabhängig von der Einführung der Erwerbstä-
tigenversicherung – zur Sicherung eines angemes-
senen Leistungsniveaus und zur Vermeidung von 
Altersarmut erforderlich sind, um die Zukunftsfä-
higkeit der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
stärken und das Vertrauen der Bevölkerung zu-
rückzugewinnen. Der Sozialverband Deutschland 
hat hierzu ein Konzept mit zehn Forderungen zur 
Verhinderung von Altersarmut vorgelegt. Ab-
schließend wird unter Ziffer 4 neben einer Zu-
sammenfassung der Ergebnisse kurz auf den aktu-
ellen Stand der Diskussion zur Erwerbstätigen-
versicherung eingegangen.

2. Erwerbstätigenversicherung

Ziel der Alterssicherung in Deutschland ist es, das 
im Alter, bei Erwerbsminderung oder bei Tod des 
Versicherten wegfallende Erwerbseinkommen zu 
ersetzen und einen angemessenen Lebensstan-
dard im Alter sicherzustellen. Dementsprechend 
sind nach dem Modell einer Erwerbstätigenver-
sicherung alle Personen, die Einkommen aus ei-
ner Erwerbstätigkeit beziehen, in einem obligato-
rischen Alterssicherungssystem abzusichern. Der 
Bezug von „Nichterwerbseinkommen“, wie z.B. 
Mieteinkünfte oder Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen, ist dagegen vom Lebensalter unabhängig 
und fällt nach Eintritt in den Ruhestand typi-

Die Erwerbstätigenversicherung als Teil der gesetzlichen 

Rentenversicherung

Klaus Michaelis
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scherweise nicht weg; anders als bei einer soge-
nannten Bürgerversicherung wird die Versiche-
rungspfl icht im Rahmen einer Erwerbstätigenver-
sicherung daher nicht auf die gesamte Wohnbe-
völkerung, sondern nur auf alle Erwerbstätigen 
ausgedehnt. 

2.1 Notwendigkeit einer 
 Erwerbstätigenversicherung

Die Einführung einer Versicherungspfl icht für 
alle Selbstständigen ist vor allem geboten, um 
dem wachsenden Schutzbedürfnis der überwie-
genden Zahl dieses Personenkreises gerecht zu 
werden und einer steigenden Gefahr von Alters-
armut entgegenzuwirken. Der Aspekt der Schutz-
bedürftigkeit ist auch für die Einbeziehung aller 
geringfügig Beschäftigten maßgebend; hinzu 
kommt, dass mit einer Gleichbehandlung aller 
Beschäftig ten der weitere Abbau sozial versi che-
rungspfl ich tiger Beschäftigung eingeschränkt 
werden kann. Auf den Aspekt der Gleichbehand-
lung ist vor al lem auch für die Ausweitung der 
 Versicherungspfl icht auf Beamte, Politiker und 
Berufsständler abzustellen, denn deren Einbezie-
hung ermöglicht einen sozial gerechten Ausgleich 
zwischen allen einkommensstärkeren und ein-
kommensschwäche ren Erwerbstätigen und ver-
hindert, dass sich einzelne Personen unzurei-
chend absichern und im Alter – zu Lasten der 
Steuerzahler – staatliche Grundsicherungslei-
stungen in Anspruch nehmen.

2.2 Ausgestaltung der Erwerbstätigenversicherung

Aus Gründen der Gleichbehandlung ist die Ver-
sicherungspfl icht aller erwerbstätigen Personen 
nicht in der privaten Alterssicherung, sondern in 
der gesetzlichen Rentenversicherung durchzufüh-
ren, die einen umfassenden Schutz gegen die 
 sozialen Risiken des Alters, der Erwerbsminde-
rung und nach dem Tod des Versicherten bietet. 
Darüber hinaus erhöht die generelle Absicherung 
aller Erwerbstätigen in der gesetzlichen Renten-
versicherung die Flexibiliät beim Wechsel zwi-
schen den einzelnen Erwerbsformen und stärkt 
die Solidargemeinschaft bei der Zukunftsgestal-
tung der Alterssicherung.

Zur Einführung einer Erwerbstätigenversi-
cherung im Sozialgesetzbuch VI – Gesetzliche 
Rentenversicherung – sind neben der Ausdeh-
nung der Versicherungspfl icht auf alle Selbststän-
digen und Politiker die Befreiungsregelungen für 
geringfügig Beschäftigte, Beamte und Mitglieder 
einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 
aufzuheben. Aus Gründen des Vertrauensschutzes 
bedarf es weitreichender Übergangsregelungen 
für Personen, die bei Eintritt der Versicherungs-
pfl icht bereits eine Erwerbstätigkeit ausüben. 
 Darüber hinaus muss im Einzelnen geprüft wer-
den, ob für bestimmte Berufsgruppen Sonder -
regelungen im Beitragsrecht erforderlich sind; für 
die Selbstständigen kann insoweit grundsätzlich 
an die schon bestehenden Sonderregelungen zu 
den beitragspfl ichtigen Einnahmen (Regelbeitrag 
auf Basis der Bezugsgröße) und zur Beitragstra-
gung (grundsätzlich Alleinbeitrag des Versicher-
ten) angeknüpft werden.

2.3 Auswirkungen der Erwerbstätigen-
 versicherung auf die Finanzlage der 
 gesetzlichen Rentenversicherung

Mit der Ausweitung der Versicherungspfl icht auf 
weitere Personenkreise fl ießen der gesetzlichen 
Rentenversicherung Mehreinnahmen zu, deren 
Höhe generell von der Ausgestaltung der Erwerbs-
tätigenversicherung im Sozialgesetzbuch VI ab-
hängt und daher gegenwärtig nicht genau be-
stimmt werden kann. Modellhaft kann aber fest-
gehalten werden, dass bei einer Einbeziehung 
von einer Million Selbstständigen mit einer mo-
natlichen Beitragszahlung in Höhe von ca. 495 
Euro (Regelbeitrag im Jahr 2008) Mehreinnah-
men in Höhe von ca. 6 Milliarden Euro pro Jahr 
anfallen. Diesen Mehreinnahmen stehen kurzfri-
stig keine zusätzlichen Ausgaben gegenüber; mit-
telfristig setzen dann die ersten Mehrausgaben 
auf Grund der im Rahmen der Erwerbstätigenver-
sicherung erworbenen Rentenanwartschaften 
ein, die bis zum Auslaufen der Übergangsphase 
im Jahr 2080 stetig anwachsen werden. Ob die 
zusätzlichen Einnahmen auch langfristig die zu-
sätzlichen Ausgaben übersteigen werden, ist 
schwer vorhersehbar; maßgebend sind insoweit 
insbesondere die Entwicklung der Zahl der neu 
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einbezogenen Personen sowie deren Lebenserwar-
tung und Erwerbs minderungsrisiko. Unabhängig 
von der langfris tigen Entwicklung ist aber festzu-
halten, dass die Erwerbstätigenversicherung die 
Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
in einer Übergangsphase von mehr als 70 Jahren 
deutlich verbessern und Spielräume eröffnen 
würde, die entweder zum Ausbau von Leistungen 
oder zur Minderung des Beitragssatzes genutzt 
werden können.

3. Ausbau von Leistungen in der 
 gesetzlichen Rentenversicherung

Die vorstehenden Ausführungen haben deutlich 
gemacht, dass die Einführung einer Erwerbstäti-
genversicherung ein wichtiger Baustein zur künf-
tigen Gestaltung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung ist. Eine zukunftsgerechte Gestaltung des 
Systems erfordert aber – unabhängig von der Aus-
weitung des versicherten Personenkreises – wei-
tergehende gesetzgeberische Aktivitäten, um ei-
nen sozial gerechten Ausgleich zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenberechtigten dauerhaft zu 
gewährleisten. Aufgabe der Rentenpolitik ist es 
daher sicherzustellen, dass einerseits die Beiträge 
für die Versicherten auch in Zukunft bezahlbar 
bleiben (fi nanzielle Nachhaltigkeit) und anderer-
seits dauerhaft ein angemessenes Leistungsniveau 
zur Sicherung des Lebensstandards im Alter er-
reicht wird (soziale Nachhaltigkeit). In den letz-
ten Jahren ist das Ziel der zukunftsgerechten Ge-
staltung leider  zumeist auf den Aspekt der fi nan-
ziellen Nachhaltigkeit beschränkt geblieben, 
denn die Rentenpolitik war vorrangig von dem 
Ziel der Beitragssatzstabilität bestimmt. Dies hat 
zu massiven Leistungseinschränkungen geführt 
und das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Alters-
sicherung erheblich beeinträchtigt. Zur Stärkung 
einer Zukunftsperspektive ist es daher dringend 
erforderlich, die Leistungsziele wieder in den 
 Mit telpunkt der Diskussion zu stellen und die 
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
weiter auszubauen. 

Dies gilt sowohl für generelle Leistungsver-
besserungen, die allen Versicherten zu Gute kom-
men , wie z.B. die Rückkehr zu lebensstandardsi-

chernden Rentenanpassungen, als auch für ge-
zielte Maßnahmen des sozialen Ausgleichs zur 
Vermeidung von Altersarmut, die dem Wandel 
der Arbeitswelt Rechnung tragen und berücksich-
tigen, dass die individuellen Versicherungsbio-
graphien zunehmend Beschäftigungslücken und 
Zeiten mit Niedriglöhnen aufweisen, die nach 
dem Äquivalenzprinzip der gesetzlichen Renten-
versicherung zwangsläufi g zu Sicherungslücken 
in der Altersversorgung führen. Nachfolgend sol-
len einzelne Vorschläge zur Verbesserung des 
Leis tungsniveaus in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung vorgestellt und – soweit möglich – aufge-
zeigt werden, welche zusätzlichen Kosten mit 
einzelnen Leistungsverbesserungen verbunden 
sind und ob die Mehraufwendungen von den 
Beitragszahlern oder von den Steuerzahlern zu fi -
nanzieren sind.

3.1  Rentenanpassung mit Infl ationsschutz

Seit der Rentenreform des Jahres 1957 ist die re-
gelmäßige Anpassung der Renten an die allge-
meine Lohnentwicklung ein wesentliches Leis-
tungsziel der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Die Lohndynamik der Rente hat jahrzehntelang 
sichergestellt, dass die Rentenberechtigten wäh-
rend der Dauer des Rentenbezugs keinen Wert-
verlust ihrer Altersbezüge hinnehmen mussten 
und an der Wohlstandsentwicklung der Gesell-
schaft teilhaben konnten. Durch vielfältige Ein-
griffe in die Anpassungsformel (Beitragssatzfak-
tor, bis 2010 wirkender „Riesterfaktor“, Nachhal-
tigkeitsfaktor und ab 2011 vorgesehener Nach-
holfaktor) ist die Lohndynamik in den letzten 
Jahren zunehmend aufgehoben worden, so dass 
es von 2004 bis 2006 Nullrunden bei der Ren-
tenanpassung gegeben hat und auch die diesjäh-
rige Anpassung mit 0,54% nicht ausreicht, um 
einen Infl ationsausgleich zu gewährleisten. Hin-
zu kommt, dass die – bei Zahlung der Renten ein-
zubehaltenen –  Beiträge der Rentnerinnen und 
Rentner für ihre Kranken- und Pfl egeversicherung 
in den letzten Jahren ständig erhöht worden sind, 
so dass sich die Auszahlungsbeträge der Renten 
im Regelfall sogar vermindert haben. Insgesamt 
dürfte die Kaufkraft der Renten seit dem Jahr 
2003 um mehr als 8% gesunken sein, und nach 
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den Vorausberechnungen im Rentenversiche-
rungsbericht 2007 soll es auch in den Jahren 2008 
bis 2011 nur Anpassungen in Höhe von jährlich 
0,4% bis 1,6% geben (vgl. hierzu Gutachten des 
Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 
2007, S. 7), so dass sich der permanente Kauf-
kraftverlust der Renten auch in den kommenden 
Jahren fortsetzen wird. Dies wird zu einem wei-
teren sozialen Abstieg der Rentnerinnen und 
Rentner führen, die Gefahr von Altersarmut er-
höhen und kann „zu einer Entwicklung des Ren-
tenzahlbetrags führen, welche die Legitimation 
und die Akzeptanz des Alterssicherungssystems 
zunehmend in Frage stellen könnte” (so Gutach-
ten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungs-
bericht 2006, S. 18). Es ist daher sozialpolitisch 
geboten, die Teilhabe der Rentnerinnen und 
Rentner an der allgemeinen Wohlstandsentwick-
lung zu verbessern und zumindest sicherzustel-
len, dass künftig keine weitere Minderung der 
Kaufkraft der Renten eintritt.

Zum Schutz der Renten vor einem infl ations-
bedingten Wertverlust hat der Sozialverband 
Deutschland eine Änderung der Anpassungsfor-
mel vorgeschlagen und gefordert, dass die Ren-
tenanpassungen in Zukunft wenigstens in Höhe 
der Infl ationsrate des Vorjahres erfolgen müssen, 
wenn die Bruttolohnentwicklung die Infl ations-
rate übersteigt. Sollte in einem Jahr einmal die 
Lohnentwicklung unterhalb der Infl ationsrate 
liegen, wären die Renten lediglich in Höhe der 
Lohnentwicklung anzupassen, denn bei dieser 
Fallkonstellation hätten auch die Arbeitnehmer 
Kaufkraftverluste hinzunehmen. Nach den im 
Rentenversicherungsbericht 2007 ausgewiesenen 
Modellberechnungen ist dies im mittelfristigen 
Zeitraum aber nicht zu erwarten, so dass die Ein-
führung eines Infl ationsschutzes in den Jahren 
2008 bis 2011 voraussichtlich zu einer nicht un-
erheblichen Aufstockung der jährlichen Anpas-
sungssätze führen würde.

Die Rentenanpassung mit Infl ationsschutz 
ist mit Mehrausgaben in der gesetzlichen Renten-
versicherung verbunden, deren genaue Höhe 
nicht nur von der Lohnentwicklung, sondern 
auch von den jährlichen Preissteigerungsraten 
abhängig und daher nur schwer vorhersehbar ist. 
Generell kann aber festgehalten werden, dass 

eine Aufstockung der Anpassung um einen Pro-
zentpunkt bei einem Rentenvolumen von ca. 200 
Milliarden Euro jährliche Kosten in Höhe von 2 
Milliarden Euro verursachen wird, die dauerhaft 
anfallen und mit einer langfristigen Erhöhung 
des Rentenvolumens weiter ansteigen werden.
Trotz der zu erwartenden Mehraufwendungen ist 
die Einführung eines Infl ationsschutzes aber un-
verzichtbar, wenn man einen weiteren sozialen 
Abstieg der Rentnerinnen und Rentner in unserer 
Gesellschaft vermeiden und die Gefahr von Al-
tersarmut einschränken will.

3.2 Angleichungszuschläge für Renten in den   
 neuen Bundesländern

Die Leistungskürzungen der letzten Jahre haben 
für die Rentnerinnen und Rentner in den neuen 
Bundesländern besonders gravierende Auswir-
kungen, denn diese verfügen nur relativ selten 
über zusätzliche Einkünfte aus Betriebsrenten, 
privaten Versicherungen oder Vermögen, so dass 
die gesetzliche Rente im Regelfall ihre einzige 
Einkommensquelle im Alter darstellt. Hinzu 
kommt, dass der aktuelle Rentenwert-Ost in Höhe 
von 23,09 Euro – trotz einer nahezu vollständigen 
Angleichung des Preisniveaus in Ost und West – 
auch 17 Jahre nach Vollendung der deutschen 
Einheit lediglich 88% des aktuellen Rentenwerts 
– West (26,27 Euro) beträgt. Dieser Wertunter-
schied (3,18 Euro) hat zur Folge, dass die Stan-
dardrente–Ost (45 Entgeltpunkte-Ost für 45 Jahre 
Arbeit mit Durchschnittsverdienst in der DDR 
bzw. in den neuen Bundesländern) im 2. Halb-
jahr 2007 um ca. 140 Euro geringer ausfällt als die 
Standardrente-West (vgl. hierzu auch Renten-
versicherungsbericht 2007, S. 24, 67). Nach den 
 Vorausberechnungen im Rentenversicherungs-
bericht 2007 wird sich der Wertunterschied zwi-
schen den aktuellen Rentenwerten in den kom-
menden Jahren zwar weiter verringern, weil – nach 
wie vor – davon auszugehen ist, dass die Renten-
anpassungen-Ost mittel- und langfristig höher 
ausfallen als die Anpassungen im Westen; eine 
vollständige Angleichung der Rentenwerte ist 
nach den aktuellen Schätzungen zur künftigen 
Lohnentwicklung in Ost und West aber nicht vor 
dem Jahr 2030 zu erwarten. Zur baldigen Herstel-
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lung von einheitlichen Lebensverhältnissen für 
die Rentnerinnen und Rentner in Ost und West 
ist es daher erforderlich, dem Angleichungsgebot 
des Einigungsvertrages verstärkt Rechnung zu 
tragen und für Renten mit Entgeltpunkten-Ost 
spezielle Leistungsverbesserungen vorzusehen.

Zur Stärkung der Renten in den neuen Bun-
desländern hat der Sozialverband Deutschland 
die Zahlung von dynamischen Rentenzuschlägen 
gefordert, die – ähnlich den Auffüllbeträgen oder 
den Übergangszuschlägen, vgl. hierzu §§ 315a, 
319b SGB VI – als zusätzliche Leistung die Rente 
erhöhen. Zur Ausgestaltung der Zusatzleistung 
kann auf das von ver.di und der GEW vorgelegte 
Konzept „Der Angleichungszuschlag im Stufen-
modell“ verwiesen werden (vgl. hierzu Dokumen-
tation des Workshops von ver.di und GEW vom 
17.7.2006 zur Rentenangleichung Ost). Nach die-
sem Modell soll für eine Übergangszeit ein soge-
nannter Angleichungszuschlag in Form von Er-
höhungsbeträgen für jeden Entgeltpunkt-Ost ge-
zahlt werden, der in zehn Jahresstufen aufgebaut 
wird und nach zehn Jahren vergleichbare Lebens-
verhältnisse für die Rentnerinnen und Rentner 
im gesamten Bundesgebiet auch dann ermögli-
chen soll, wenn die vollständige Angleichung der 
Rentenwerte trotz der regelmäßigen Rentenan-
passungen noch nicht erreicht worden ist. Nach 
Ablauf der Aufbauphase wird der Angleichungs-
zuschlag dann wieder – Jahr für Jahr – abgebaut, 
wenn sich der jeweilige Wertunterschied zwi-
schen den aktuellen Rentenwerten durch die 
jährlichen Rentenanpassungen weiter vermin-
dert; mit der vollständigen Angleichung der aktu-
ellen Rentenwerte wird sich der Angleichungszu-
schlag schließlich von selbst erledigen. Nach den 
von ver.di/GEW vorgelegten Modellrechnungen 
wird der zur Standardrente-Ost zu zahlende An-
gleichungszuschlag im ersten Jahr seiner Einfüh-
rung die monatliche Rente um ca. 14 Euro erhö-
hen und damit die Auswirkungen des Wertunter-
schieds zwischen den Renten in Ost und West um 
10% abmildern. Vom zweiten bis zum zehnten 
Jahr wird sich der Angleichungszuschlag dann je-
weils um den Betrag erhöhen, der zum Ausgleich 
eines weiteren Zehntels des jeweiligen Wertun-
terschieds für jeden Entgeltpunkt-Ost erforder-
lich ist. Aus Gründen der Verwaltungspraktikabi-

lität sollte die jährliche Festlegung der Anglei-
chungszuschläge im Zusammenhang mit den 
jährlichen Rentenanpassungen erfolgen.

Die Zahlung von Angleichungszuschlägen 
würde die Lebenssituation der  Rentnerinnen und 
Rentner in den neuen Bundesländern – Jahr für 
Jahr – spürbar verbessern. Die damit verbundenen 
Mehrausgaben beliefen sich – nach dem ver.di/ 
GEW Stufenmodell – im ersten Jahr auf ca. 600 
Millionen Euro; während der zehnjährigen Auf-
bauphase würden sie sich dann – Jahr für Jahr – 
erhöhen, wenn die jährlichen regelmäßigen An-
passungen den jeweiligen Wertunterschied zwi-
schen den aktuellen Rentenwerten in Ost und 
West nicht jeweils um wenigstens 10% verrin-
gern. Die Höhe der mittelfristig anfallenden Ko-
sten hängt daher entscheidend davon ab, wie 
sich der „Aufholprozess“ in den neuen Bundes-
ländern in den kommenden Jahren entwickelt. 
Unabhängig davon kann aber festgehalten wer-
den, dass die Zahlung von Angleichungszuschlä-
gen als Folge der Wiedervereinigung eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe ist, die nicht von den 
Beitragszahlern der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, sondern von den Steuerzahlern zu fi nanzie-
ren ist. 

3.3 Abschaffung von Rentenabschlägen bei   
 Erwerbsminderungs- 
 und Hinterbliebenenrenten

Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner 
haben – neben dem generellen Kaufkraftverlust 
ihrer Rente – seit dem Jahr 2001 in Form von 
Rentenabschlägen eine weitere Leistungskürzung 
zu verkraften, wenn ihre Rente vor dem 63. Le-
bensjahr beginnt. Die Rentenabschläge führen 
im Regelfall zu einer Rentenkürzung von 10,8%. 
Dies ist mit dem Lohnersatzcharakter der Er-
werbsminderungsrente nicht vereinbar, weil die-
se Renten aufgrund einer krankheitsbedingten 
Leistungseinschränkung gezahlt werden und – 
anders als die Inanspruchnahme einer vorzeitigen 
Altersrente – damit nicht zur Disposition der Ver-
sicherten stehen. Der Sozialverband Deutschland 
fordert daher – nach wie vor – die Abschaffung 
der systemwidrigen Rentenabschläge bei Erwerbs-
minderungsrenten; Entsprechendes gilt für Ren-
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tenabschläge bei Hinterbliebenenrenten, denn 
auch insoweit ist für Dispositionen hinsichtlich 
des Zeitpunkts des Beginns der Rente kein Raum.

Nach groben Schätzungen würde die Aufhe-
bung der Kürzungsvorschriften zwar mit Mehr-
aufwendungen in einer Größenordnung von 
jährlich etwa 4 Milliarden Euro verbunden sein, 
sie ist dennoch unverzichtbar, um die system-
widrige Belastung der Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenrenten zu beseitigen und die Ge-
fahr von Altersarmut bei Frühverrentung einzu-
schränken. 

3.4 Leistungen des sozialen Ausgleichs zur   
 Verhinderung von Altersarmut

Seit einigen Jahren vollzieht sich ein Struktur-
wandel in der Arbeitswelt, der von einem Rück-
gang sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigung 
und einer gleichzeitigen Zunahme sozialversiche-
rungsfreier Beschäftigungsformen (z. B. geringfü-
gige Beschäftigung) geprägt ist. Bei vielen Er-
werbstätigen führt dies zu Lücken in den Versi-
cherungsverläufen, die darüber hinaus zuneh-
mend Zeiten enthalten, in denen aufgrund von 
Arbeitslosigkeit oder Niedriglöhnen nur sehr ge-
ringe Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung gezahlt werden. Diese Entwicklungen wer-
den – im Zusammenwirken mit den generellen 
Leistungskürzungen der letzten Jahre – dazu füh-
ren, dass ein immer größerer Teil der Rentnerin-
nen und Rentner Renten erhalten wird, die unter-
halb der Leistungsgrenzen der sozialen Grund-
sicherung liegen (vgl. hierzu Jahresgutachten des 
Sachverständigenrats 2007, S. 193 ff.). Viele Ver-
sicherte werden – mangels Sparfähigkeit – die 
wachsenden Versorgungslücken auch nicht durch 
eine verstärkte betriebliche oder private Alters-
vorsorge  schließen  können,  so  dass  aus  Sicht 
des Sozialverbands Deutschland sozialpolitische 
Maß nahmen zur Vermeidung einer künftigen Al-
tersarmut dringend erforderlich sind.

In der vom Äquivalenzprinzip geprägten ge-
setzlichen Rentenversicherung kann den Auswir-
kungen von Lücken in der Erwerbsbiographie am 
ehesten durch die Zahlung von Beiträgen wäh-
rend dieser Zeiten entgegengewirkt werden. Für 
Zeiten der selbstständigen Tätigkeit und der ge-

ringfügigen Beschäftigung lässt sich daher ein 
ver besserter Versicherungsschutz durch die Ein-
führung einer Erwerbstätigenversicherung errei-
chen. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob die Ren-
tenver sicherungsbeiträge für Zeiten der Kinderer-
ziehung und für Zeiten der nicht erwerbsmäßigen 
Pfl egetätigkeit angehoben werden müssen, um zu 
verhindern, dass Eltern und Pfl egepersonen durch 
eine Unterbrechung ihrer Berufstätigkeit einem 
gesteigerten Armutsrisiko ausgesetzt sind. Eine 
deutliche Erhöhung der Beitragszahlung ist vor 
allem aber zur Einschränkung der Gefahr von 
 Altersarmut  bei  Langzeitarbeitslosigkeit  gebo-
ten. Derzeit werden für Bezieher von Arbeitslo-
sengeld II monatliche Rentenversicherungsbei-
träge in Höhe von lediglich ca. 40 Euro gezahlt; 
für 1 Jahr Bezug von Arbeitslosengeld II führt dies 
zu einer monatlichen Rentenanwartschaft von 
2,19 Euro. Um die   Gefahr einer künftigen Alters-
armut spürbar einzuschränken, wäre eine Anhe-
bung der monatlichen Beiträge auf ca. 270 Euro 
erforderlich, denn mit einer derartigen Beitrags-
zahlung  könnte  der  Versicherte  im  Jahr  2007 
0,55 Entgeltpunkte erwerben und – nach 45 Jah-
ren Beitragszahlung in dieser Höhe – den derzei-
tigen Grenzwert der sozialen Grundsicherung im 
Alter in Höhe von monatlich 660 Euro (vgl. hier-
zu Jahresgutachten des Sachverständigenrats 
2007, S. 193) erreichen. Eine erhöhte Beitragszah-
lung durch die Bundesagentur für Arbeit wäre da-
rüber hinaus geeignet, die Finanzlage der gesetz-
lichen Rentenversicherung erheblich zu verbes-
sern.

Altersarmut droht im besonderen Maße auch 
Versicherten, die über viele Jahre unterdurch-
schnittlich verdient und dementsprechend – trotz 
langjähriger Arbeit – nur geringe Rentenanwart-
schaften erworben haben. Für diese Arbeitneh-
mer könnte die generelle Einführung von Min-
destlöhnen sehr hilfreich sein; denkbar wäre 
auch, für bestimmte Personengruppen die Zah-
lung von staatlichen Beitragszuschüssen vorzu-
sehen. Da Mindestlöhne und Beitragszuschüsse 
aber nur für zukünftige Beschäftigungszeiten ein-
geführt werden können, ist zu prüfen, unter wel-
chen Voraussetzungen in der Vergangenheit zu-
rückgelegte Beitragszeiten im Rahmen der Ren-
tenberechnung aufgewertet werden können. Im 
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derzeitigen Recht sind Mindestentgeltpunkte bei 
geringem Arbeitsentgelt nur für Zeiten vor dem 
1.1.1992 vorgesehen; bei einem Ausbau von Min-
destsicherungselementen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist es  naheliegend, zunächst 
einmal an diese Leistung des sozialen Ausgleichs 
anzuknüpfen und damit die Gefahr von Altersar-
mut zumindest für die langjährig Beschäftigten 
einzuschränken. 

Welche Mehraufwendungen mit den armuts-
vermeidenden Leistungsverbesserungen verbun-
den wären, hängt entscheidend von der kon-
kreten gesetzlichen Ausgestaltung der Mindestsi-
cherung ab. Zur Finanzierungsverantwortung 
kann aber generell festgehalten werden, dass die 
Vermeidung von Altersarmut eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist und die damit verbun-
denen Kosten daher nicht von den Beitragszah-
lern der gesetzlichen Rentenversicherung, son-
dern von den Steuerzahlern zu tragen sind. 

3.5 Rentenfreibetrag in der sozialen 
 Grundsicherung

Seit der Einführung der sozialen Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung im Jahre 
2003 ist die Zahl der Grundsicherungsberech-
tigten ständig angestiegen und beträgt derzeit 
etwa 700.000. Knapp die Hälfte der Berechtigten 
bezog neben der Grundsicherungsleistung eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Diese Rente wird von dem Grundsicherungsbe-
darf (Regelsätze für Lebensunterhalt, Wohn- und 
Heizkostenersatz) in Höhe von derzeit 660 Euro 
abgezogen und damit in vollem Umfang auf die 
Grundsicherungsleistung angerechnet. Die volle 
Anrechnung von Renteneinkünften wird von 
vielen Betroffenen als ungerecht empfunden, 
weil sie trotz ihrer durch sozialversicherungs-
pfl ichtige Arbeit und Beitragszahlung erworbenen 
Rentenansprüche nicht über höhere monatliche 
Gesamteinkünfte verfügen als Grundsicherungs-
berechtigte, die „nie in die Rentenkasse einge-
zahlt“ haben. Der Sozialverband Deutschland hat 
deshalb vorgeschlagen, Freibeträge einzuführen 
und auf diese Weise sicherzustellen, dass die ge-
setzliche Rente ganz oder teilweise von der An-

rechnung freigestellt wird, wenn die Rentenhöhe 
bestimmte Höchstgrenzen nicht übersteigt.

Bei einer nur anteiligen Anrechnung der 
Renten auf die soziale Grundsicherung würden 
die individuellen Anstrengungen der Berechtig-
ten zum Aufbau einer eigenen Alterssicherung 
auch dann belohnt, wenn der durch Beitragszah-
lung erworbene Rentenanspruch infolge von Lü-
cken in der Erwerbsbiographie oder Arbeitspha-
sen im Niedriglohnbereich den Grundsicherungs-
bedarf nicht erreicht oder nur relativ geringfügig 
übersteigt, was wiederum sowohl den Anreiz zur 
Aufnahme einer versicherungspfl ichtigen Be-
schäftigung während des Arbeitslebens erhöhen 
als auch die Legitimation und Akzeptanz der ge-
setzlichen Rentenversicherung als obligatorisches 
Sicherungssystem stärken würde. Die Einzelhei-
ten der Freistellung von Renten, wie z. B. die Fest-
legung von Höchstgrenzen und die Staffelung der 
Freibeträge oder die Einbeziehung privater Alters-
sicherungsleistungen, müssen sorgfältig überlegt 
werden, um den generellen Charakter der sozi-
alen Grundsicherung als Fürsorgeleistung nicht 
in Frage zu stellen. Unstrittig dürfte jedoch sein, 
dass die mit einer teilweisen Anrechnungsfreiheit 
der Renten verbundenen Mehrkosten im Bereich 
der sozialen Grundsicherung von den Steuer-
zahlern zu tragen sind. 

4. Schlussbetrachtung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Fort-
entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung 
von einer Arbeitnehmer- zu einer Erwerbstätigen-
versicherung alsbald gesetzgeberisch in Angriff 
genommen werden sollte. Die Versicherungs-
pfl icht für alle bislang nicht obligatorisch abge-
sicherten Selbstständigen hat auch der Sachver-
ständi genrat  in  seinem  Jahresgutachten  2006 
(S. 260 ff.) gefordert; in seinem Jahresgutachten 
2007 (S. 197) hat er darüber hinaus deutlich ge-
macht, dass der Aspekt der Gleichbehandlung 
 aller Erwerbstätigen die Einbeziehung in die ge-
setzliche Rentenversicherung nahe legt. Auch der 
Sozialbeirat hat in seinem Gutachten zum Ren-
tenversicherungsbericht 2007 auf die Schutzbe-



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

51

dürftigkeit der  Selbstständigen und die positiven 
Auswirkungen einer Ausweitung des versiche-
rungspfl ichtigen Per sonenkreises auf die Finanz-
lage der gesetzlichen Rentenversicherung hinge-
wiesen; er konnte sich allerdings nicht einheit-
lich für die Einbeziehung der Selbstständigen 
aussprechen, weil ein Teil seiner Mitglieder be-
fürchtet, dass die erwarteten Mehreinnahmen in 
der gesetzlichen Rentenver sicherung nicht zur 
Senkung des Beitragssatzes, sondern zur Auswei-
tung der laufenden Leistungen verwendet wür-
den. Die letztgenannte „Befürchtung“ verkennt 
allerdings, dass es – unabhängig von der Ein-
führung einer Erwerbstätigenversi che rung – zu 
einem Ausbau von Leistungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung kommen muss, um die Ak-
zeptanz des Systems in der Be völkerung wieder  
zu stärken und die Zukunftsfähigkeit der gesetz-
lichen Rentenversicherung zu gewährleisten. 

Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung können insbesondere durch 
Regelungen zur Anhebung des generellen Leis-
tungsniveaus oder durch gezielte Maßnahmen 
zur Vermeidung von Altersarmut erfolgen. Gene-
rell ist weiteren Kaufkraftverlusten der Rente  mit 
der Einführung eines Infl ationsschutzes bei der 
Rentenanpassung zu begegnen. Darüber hinaus 
ist durch die Zahlung von Angleichungszuschlä-
gen für Renten in den neuen Bundesländern 
 sicherzustellen, dass die Herstellung einheitlicher 
Lebensverhältnisse für die Rentnerinnen und 
Rentner in Ost und West in einem überschau-
baren Zeitraum erreicht wird. Und schließlich 
sind aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit die 
systemwidrigen Rentenabschläge bei Erwerbs-
minderungs- und Hinterbliebenenrenten abzu-
schaffen. Zur gezielten Vermeidung von indivi-
dueller Altersarmut sind in erster Linie verbesserte 
Beitragszahlungen für Zeiten der Arbeitslosigkeit 
vorzusehen, Mindestsicherungselemente auszu-
bauen und ein Rentenfreibetrag in der sozialen 
Grundsicherung im Alter und bei der Erwerbs-
minderung einzuführen.

Die vorgeschlagenen Verbesserungen sind 
mit erheblichen Mehraufwendungen in der ge-
setzlichen Rentenversicherung verbunden, die 
entweder – als Versicherungsleistung – von den 
Beitragszahlern oder – als soziale Ausgleichsleis-
tung – von den Steuerzahlern zu fi nanzieren sind. 
Bei den Auswirkungen auf die Finanzlage sind al-
lerdings auch die Mehreinnahmen zu berücksich-
tigen, die mit der Einführung einer Erwerbstäti-
genversicherung und einer erhöhten Beitragszah-
lung für Zeiten der Arbeitslosigkeit anfallen und 
– zumindest während einer jahrzehntelangen 
Übergangsphase – die entsprechenden Mehraus-
gaben erheblich übersteigen werden. Mehreinnah-
men könnten auch durch eine sachgerechte Er-
höhung des allgemeinen Bundeszuschusses erzielt 
werden; insoweit hat der Sachverständigenrat 
 bereits in seinem Jahresgutachten 2005 (S. 376) 
darauf hingewiesen, dass eine verstärkte Steuer-
fi nan zierung in einer Größenordnung von jähr-
lich 6 bis 19 Milliarden Euro erforderlich ist, um 
die von der gesetzlichen Rentenversicherung 
 erbrachten sogenannten versicherungsfremden 
Leis tungen umfassend abzudecken. Erst an letzter 
Stelle wäre dann zu prüfen, ob es zur Finanzie-
rung der Leis tungsverbesserungen auch einer An-
hebung des allgemeinen Beitragssatzes in der ge-
setzlichen Rentenversicherung – gegebenenfalls 
auch über die Beitragssatzziele des § 154 Abs. 3 
SGB VI hinaus – bedarf. Dies sollte nicht von vor-
neherein tabu sein und insbesondere hingenom-
men werden, wenn die Beitragsatzserhöhung für 
die Versicherten verkraftbar erscheint und ange-
sichts der vielfältigen Verbesserungen des Leis-
tungsniveaus allgemeine Akzeptanz fi nden kann. 
In diesem Sinne wird sich der Sozialverband 
Deutschland auch in Zukunft für den vorgeschla-
genen Ausbau der Leistungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung einsetzen und damit einen 
Beitrag zum so zialen Frieden in unserer Gesell-
schaft leisten.
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